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An das 
Bundeskanzleramt 
 
Ballhausplatz 2  
1014  Wien 

 
 
Gemäß § 9 des Finanz-Verfassungsgesetzes 1948 wird beiliegend eine Ausfertigung des Gesetzes-
beschlusses des Kärntner Landtages vom 14. Mai 2020 über die Tierzucht in Kärnten (Kärntner Tier-
zuchtgesetz 2020 – K-TZG 2020) im Hinblick auf § 14 Abs. 6 mit dem Ersuchen um Behandlung vor-
gelegt.  
 
Eine Ausfertigung der Erläuterungen zur bezüglichen Regierungsvorlage liegt bei. 
 
Anlage 
 

 
Der Landeshauptmann: 

Dr. Peter Kaiser 
 

 
 
 

Dieses Dokument wurde amtssigniert. Informationen zur Prüfung der elektronischen Signatur finden Sie unter:
https://www.ktn.gv.at/amtssignatur. Die Echtheit des Ausdrucks dieses Dokuments kann durch schriftliche,
persönliche oder telefonische Rückfrage bei der erledigenden Stelle während ihrer Amtsstunden geprüft werden.



zu Ldtgs.Zl. 116-24/32 

Gesetz vom 14.05.2020 iiber die Tierzucht in Karnten 
(Karntner Tierzuchtgesetz 2020 - K-TZG 2020) 

Der Landtag von Karmen hat beschlossen: 

Karntner Tierzuchtgesetz 2020 (K-TZG 2020) 
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1. Abschnitt 
Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 
Anwendungsbereich und Ziel 

(1) Mit diesem Gesetz werden in Angelegenheiten, die in Gesetzgebung und Vollziehung Landessache sind, be­ 
gleitende MaBnahmen zur Durchfi.ihrung der Verordnung (EU) 2016/1012 uber die Tierzucht- und Abstammungsbe­ 
stimmungen fi.ir die Zucht, den Handel und die Verbringung in die Union von reinrassigen Zuchttieren und Hybrid­ 
zuchtschweinen sowie deren Zuchtmaterial und zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 652/2014, der Richtlinien des 
Rates 89/608/EWG und 90/425/EWG sowie zur Aufhebung einiger Rechtsakte im Bereich der Tierzucht sowie der auf 
diese Verordnung gesti.itzten Rechtsakte der Europaischen Union festgelegt. 
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(2) Dieses Gesetz gilt fiir die Zucht von Tieren im Sinn von Art. 2 Z 1 der Verordnung (EU) 2016/1012. 
(3) Ziel dieses Gesetzes ist es, 
1. die Leistungsfahigkeit der Tiere unter Beri.icksichtigung der Tiergesundheit und des Tierschutzes zu erhalten 
und zu verbessern, 

2. die Wirtschaftlichkeit und Wettbewerbsfahigkeit der tierischen Erzeugung unter besonderer Beri.icksichtigung 
der Nachhaltigkeit zu verbessern, 

3. zu gewahrleisten, dass die von den Tieren gewonnenen Erzeugnisse den an sie gestellten qualitativen Anforde­ 
rungen entsprechen und 

4. die genetische Qualitat und Vielfalt zu erhalten bzw. zu fordern. 
(4) Die Erreichung der in Abs. 3 genannten Ziele kann unter Beri.icksichtigung des Rechts der Europaischen Union 

<lurch Bereitstellung offentlicher Mittel gefordert werden. 
(5) Soweit in diesem Gesetz Bezeichnungen in ausschlieBlich mannlicher oder ausschlieB!ich weiblicher Form 

verwendet werden, sind beide Geschlechter gemeint. 

2. Abschnitt 
Zuchtverband und Zuchtunternehmen, Datenverarbeitung 

§2 
Anerkennung 

als Zuchtverband oder Zuchtunternehmen 
(1) Die Anerkennung als Zuchtverband oder Zuchtunternehmen ist zu erteilen, wenn der Antragsteller 
1. seinen Sitz in Karnten hat, und 
2. die Anforderungen des Art. 4 Abs. 3 lit b bis d der Verordnung (EU) 2016/1012 erfiillt sind. 
(2) Im Antrag auf Anerkennung als Zuchtverband oder Zuchtunternehmen sind jedenfalls folgende Stammdaten 

anzugeben: 
l. Name und Sitz des Zuchtverbandes bzw. Zuchtunternehmens sowie allenfalls Name und Sitz des Rechtstragers; 
2. bei juristischen Personen die Rechtsform, die Rechtsgrundlage und der Nachweis der Erlangung der Rechtsper­ 

sonlichkeit; 
3. Name und Anschrift der zur Vertretung nach auBen befugten Personen; 
4. Name, Anschrift und tierzuchtfachliche Ausbildung der fiir die Zuchtarbeit Verantwortlichen 
(3) Die Behorde hat vor ihrer Entscheidung i.iber den Antrag ein Gutachten des Tierzuchtrates (§ 16) einzuholen. 
(4) Die Behorde hat die Daten nach Art. 7 Abs. 2 der Verordnung (EU) 2016/1012 an den Bund zum Zweck der 

Erstellung der Liste der anerkannten Zuchtverbande und Zuchtunternehmen umgehend bekannt zu geben. 
(5) Anderungen im Hinblick auf die Angaben gernaf Abs. 2 sowie Satzungsanderungen betreffend die in Anhang I 

Tei] 1 B 1 lit b der Verordnung (EU) 2016/1012 genannten Angelegenheiten sind der Behorde unverziiglich zu melden. 
(6) Die Frist nach Art. 5 Abs. 1 zweiter Satz der Verordnung (EU) 2016/1012 for den Antragsteller, eine Uberpru­ 

fung der beabsichtigten Verweigerung einer Anerkennung zu verlangen, betragt 50 Tage nach Erhalt der begri.indeten 
Erklarung der Behorde. 

(7) Beantragt der Antragsteller fristgerecht eine Uberprufung der beabsichtigten Verweigerung, hat die Behorde 
innerhalb von 80 Tagen uber die Anerkennung als Zuchtverband oder Zuchtunternehmen zu entscheiden. 

(8) Einem Zuchtverband oder Zuchtunternehmen ist die Anerkennung neben den Fallen des Art. 6 und Art. 47 Abs. 
1 lit. e der Verordnung (EU) 2016/1012 zu entziehen, wenn die Anerkennungsvoraussetzungen nicht mehr vorliegen 
oder der Zuchtverband bzw. das Zuchtunternehmen wiederholt gegen § 17 Abs. 4 verstolst. Art. 6 der Verordnung (EU) 
2016/1012 gilt sinngemafi auch im Fall des Widerrufs der Genehmigung des Zuchtprogramms nach § 3 Abs. 9. 

§3 
Genehmigung von Zuchtprogrammen 

(1) Die Durchfiihrung eines Zuchtprogrammes bedarf einer Genehmigung. Diese darf nur einem nach diesem Ge­ 
setz anerkannten Zuchtverband bzw. Zuchtunternehmen erteilt werden, sofern das Zuchtprogramm im gesamten Lan­ 
desgebiet durchgefuhrt werden soll und es den Anforderungen des 
Art. 8 Abs. 3 einschlieBlich des Kapitels IV (einschlieBlich Anhang II) sowie Anhang I Teil 3 Z 1 zweiter Satz oder z 4 
lit. b sowie gegebenenfalls auch des Kapitels V der Verordnung (EU) 2016/1012 entspricht. Die Behorde hat vor ihrer 
Entscheidung ein Gutachten des Tierzuchtrates (§ 16) einzuholen. 

(2) Trotz Vorliegens der Voraussetzungen des Abs. 1 hat die Behorde die Genehrnigung des Zuchtprogramms ei­ 
nes Zuchtverbandes aus den in Art. 10 der Tierzuchtverordnung (EU) 2016/1012 genannten Grunden zu verweigern. 

(3) Wenn ein nach diesem Gesetz anerkannter Zuchtverband oder ein anerkanntes Zuchtunternehmen ein geneh­ 
migtes Zuchtprogramm auch in einem anderen Bundesland oder einem anderen Mitgliedsstaat oder Vertragsstaat durch­ 
fi.ihren mochte, haben sie die Behorde davon zu benachrichtigen. Die Behorde hat nach Art. 12 der Verordnung (EU) 
2016/1012 vorzugehen. 
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(4) Zuchtverbande bzw. Zuchtunternehmen, die ihren Sitz in einem anderen Bundesland haben und dort ein Zucht­ 
programm rechtmalsig durchfiihren, haben ihre Absicht in Karnten tierzi.ichterisch tatig werden zu wollen, der Behorde 
unter Vorlage des genehmigten Zuchtprogramms anzuzeigen. Wenn die Behorde innerhalb von vier Wochen nach Er­ 
halt dieser Anzeige keine begri.indeten Einwande erhebt, gilt die Durchfiihrung des Zuchtprogramms in Karnten als 
genehmigt. Ein genehmigtes Zuchtprogramm ist in ganz Karnten durchzufiihren. Die Behorde hat die Genehmigung bei 
Vorliegen der in Art. 12 Abs. 3 der Verordnung (EG) 2016/1012 genannten Gri.inde zu verweigern. 

(5) Wenn ein Zuchtverband oder ein Zuchtunternehmen ein in einem anderen Mitgliedstaat oder Vertragsstaat ent­ 
sprechend den Anforderungen des Art. 8 Abs. 3 Verordnung (EU) 2016/1012 genehmigtes Zuchtprograrnm in Karnten 
durchfiihren mochte, bedarf es hierfi.ir einer Genehmigung der Behorde im Sinne des Art. 12 Verordnung (EU) 
2016/1012. 
Im Falle einer Genehrnigung ist das Zuchtprogramm in ganz Karnten durchzufiihren. 

(6) In Verfahren nach Abs. 5 gelten die folgenden Bestimmungen: 
1. Die Verweigerung gernaf Art. 12 Abs. 3 Verordnung (EU) 2016/1012 erfolgt durch Bescheid, der dem Zucht­ 

verband bzw. dem Zuchtunternehmen im Weg der Behorde des anderen Mitgliedstaates oder Vertragsstaates 
zugestellt wird. Der Bescheid hat eine Rechtsmittelbelehrung gem. Z 3 zu enthalten. 

2. Entscheidungen i.iber die Verweigerung einer Genehmigung sind dem Bund zum Zweck der Ubermittlung an 
die Europaische Kommission nach Art. 12 Abs. 7 der Verordnung (EU) 2016/1012 rnitzuteilen. 

3. Der Antrag auf Uberprufung der Verweigerung der Genehmigung gernaf Art. 12 Abs. 8 Verordnung (EU) 
2016/1012 ist vom Zuchtverband bzw. Zuchtunternehmen bei der Behorde innerhalb von vier Wochen nach 
dessen Unterrichtung von der Verweigerung gem. 
Art. 12 Abs. 6 Verordnung (EU) 2016/1012 in deutscher Sprache oder unter Beifiigung einer deutschen Uber­ 
setzung zu stellen und hat die Gri.inde, aus denen der Zuchtverband oder das Zuchtunternehmen die Verweige­ 
rung der Genehmigung nicht fi.ir gerechtfertigt halt, zu enthalten. 

4. Im Fall der fristgerechten Stellung eines Antrages gemaf Z 3 tritt der Bescheid gemal; Z 1 auBer Kraft. Die 
Behorde hat unter Wi.irdigung der im Antrag auf Uberprufung gemals Z 3 vorgebrachten Gri.inde und nach An­ 
horung der zustandigen Behorde des anderen Mitgliedstaates oder Vertragsstaates das Vorliegen der Vorausset­ 
zungen nach Art. 12 Abs. 3 der Verordnung (EU) 2016/1012 zu i.iberpri.ifen und neuerlich i.iber die Erteilung 
der Genehmigung zu entscheiden. 

5. Parteistellung in Verfahren nach Art. 12 der Verordnung (EU) 2016/1012 hat ausschlielllich der antragstellende 
Zuchtverband bzw. das antragstellende Zuchtunternehmen. 

(7) Mit dern Widerruf der Genehmigung des Zuchtprogrammes im anderen Hauptsitzstaat bzw. Bundesland oder 
mit der dortigen endgi.iltigen Einstellung der Durchfi.ihrung des Zuchtprogramms verliert der Zuchtverband bzw. das 
Zuchtunternehmen auch das Recht, dieses Zuchtprogramm in Karnten durchzufiihren. 

(8) Zuchtverbande und Zuchtunternehmen haben der Behorde die endgi.iltige oder vori.ibergehende Einstellung der 
Durchfi.ihrung eines genehmigten Zuchtprogramms in Karnten mit konkreten Angaben zum zeitlichen Ablauf unverzi.ig­ 
lich anzuzeigen. 

(9) Die Behorde hat die Genehmigung eines Zuchtprogramms neben den Fallen des Art. 4 7 Abs. 1 lit. d der Ver­ 
ordnung (EU) 2016/1012 auszusetzen oder erforderlichenfalls zu entziehen, wenn die Genehrnigungsvoraussetzungen 
nicht mehr vorliegen oder der Zuchtverband bzw. das Zuchtunternehmen wiederholt, fortwahrend oder allgemein gegen 
die Bestimmungen der Verordnung (EU) 2016/1012, dieses Landesgesetzes oder der dazu ergangenen Verordnungen 
verstofst. 

(10) Zuchtverbande und Zuchtunternehmen haben die Bestimmungen des Zuchtprogramms, das sie in Karnten 
rechtrnabig durchfi.ihren, einzuhalten. Nach diesem Landesgesetz anerkannte Zuchtverbande und Zuchtunternehmen 
haben ihr Zuchtprogramm auch in anderen Bundeslandern oder Mitgliedstaaten, soweit sie dart zur Durchfi.ihrung des 
Zuchtprogramms berechtigt sind, einzuhalten. Sie di.irfen nur in ihrem raumlichen Tatigkeitsbereich gehaltene und den 
Anforderungen des Zuchtprogramms entsprechende Tiere in das Zuchtbuch eintragen oder vermerken oder im Zuchtre­ 
gister registrieren. 

(11) Nach diesem Landesgesetz anerkannte Zuchtverbande und Zuchtunternehmen haben fi.ir in ihrem raumlichen 
Tatigkeitsbereich gehaltene, den Anforderungen des Zuchtprogramms entsprechende und in ein Zuchtbuch oder Zucht­ 
register eingetragene Zuchttiere und deren Zuchtmaterial Tierzuchtbescheinigungen sowie - soweit sie dazu befugt sind 
- lebenslange Identifizierungsdokumente gemaf Kapitel VII der Verordnung (EU) 2016/1012 auszustellen. 

§4 
Anderungen bei genehmigten Zuchtprogrammen 

(1) Genehmigungsbedi.irftige, wesentliche Anderungen der nach § 3 Abs.I sowie nach § 21 Abs. 3 genehmigten 
Zuchtprogramme im Sinne des Art. 9 der Verordnung (EU) 2016/1012 sind Anderungen betreffend 

1. neue Leistungsmerkmale bzw. Wegfall von solchen; 
2 Ziel oder Selektions- und Zuchtziele des Zuchtprogramms; 
3. Beschreibung der Eigenschaften der Rasse; 
4. Auftreten und Umgang mit Erbfehlern; 
5. Ubertragung der Leistungspri.ifung oder Zuchtwertschatzung an dritte Stellen; 
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6. System fi.ir die Erhebung von Abstammungsinformationen; 
7. Meth ode der Leistungspri.ifung oder Zuchtwertschatzung; 
8. Grundsatze der Zuchtbuchordnung oder Zuchtregisterordnung; 
9. die Grundsatze des Ursprungszuchtbuches. · 
(2) Eine nach Art. 9 Abs. 3 der Verordnung (EU) 2016/1012 genehrnigte Anderung an einem Zuchtprogramm ist 

mit einem Genehmigungsvermerk zu versehen. Eine Ausfertigung davon ist dem Zuchtverband bzw. dem Zuchtunter­ 
nehmen zuri.ickzustel!en. Dies gilt auch im Fall von Genehmigungen, die von der Behorde vor Ablauf der im Art. 9 
Abs. 3 der Verordnung (EU) 2016/1012 vorgesehenen Frist erteilt werden. 

(3) Zuchtverbande bzw. Zuchtunternehmen, die ihr in einem anderen Bundesland genehmigtes Zuchtprogramm in 
Karnten durchfi.ihren, haben im Sinne des Art. 9 der Verordnung (EU) 2016/1012 genehmigte Anderungen unter Vorla­ 
ge des rechtswirksam geanderten Zuchtprogramms unverzi.iglich anzuzeigen. 

§5 

Leistungspriifung und Zuchtwertschatzung 
Zuchtverbande und Zuchtunternehmen haben detaillierte Angaben dazu, wer die Leistungspriifung oder die 

Zuchtwertschatzung durchfi.ihrt (Art. 27 Abs. 6 der Verordnung [EU] 2016/1012) und die Ergebnisse der Zuchtwert­ 
schatzung jener Zuchttiere, deren Samen fi.ir die ki.instliche Besamung verwendet wird (Art. 28 Abs. 2 der Verordnung 
[EU] 2016/1012) im Internet offentlich zuganglich zu mac hen und erforderlichenfalls laufend zu aktualisieren. 

3. Abschnitt 
Ubereignung oder Uberlassung von (Zucht)Tieren, Abgabe von Samen, Eizellen und Embryonen so­ 

wie deren Verwendung 
§6 

Ubereignung oder Uberlassung von Zuchttieren 
Ein Zuchttier darf - unbeschadet veterinarrechtlicher Bestimmungen i.iber das Inverkehrbringen von Tieren - in 

Karnten nur iibereignet oder zur ziichterischen Nutzung iiberlassen werden, wenn 
l. es dauerhaft so gekennzeichnet und bei Equiden i.iberdies durch das lebenslange Identifizierungsdokument 

(bzw. die Tierzuchtbescheinigung) so genau beschrieben ist, dass seine Identitat festgestellt werden kann, und 
2. es von einer Tierzuchtbescheinigung (einschlie81ich dem lebenslang giiltigen ldentifizierungsdokument bei 

reinrassigen Zuchtequiden) oder sonstigen Tierzuchtdokumenten im Sinne des Kapitels VII der Verordnung 
(EU) 2016/1012 begleitet wird, sofern der Ubernehmer diese verlangt, weil das Zuchttier in ein anderes Zucht­ 
buch oder Zuchtregister eingetragen werden soil. 

§7 
Verwendung von Tieren im Natursprung 

(1) Der Vatertierhalter hat dem Halter der dem Vatertier in Karnten zugefi.ihrten weiblichen Tiere i.iber die erfolgte 
Belegung unverzi.iglich einen Belegschein (Deckbescheinigung) auszufolgen. Der Vatertierhalter hat i.iber die Belegun­ 
gen Aufzeichnungen zu fi.ihren. Die Aufzeichnungen und Belegscheine (Deckbescheinigungen) mi.issen jedenfalls die 
Angaben zum Vatertier, zum Betrieb des Vatertierhalters, i.iber den Sprungtag sowie zur Kennzeichnung des belegten 
Tieres entsprechend den Tierkennzeichnungsvorschriften enthalten. Die Aufzeichnungen und die Belegscheine (Deck­ 
bescheinigungen) mi.issen vom Vatertierhalter und vom Halter des belegten Tieres fi.ir Kontrollen mindestens fi.inf Jahre 
ab Belegung aufbewahrt werden. 

(2) Die Bestimmungen des Abs. 1 gelten nicht fur Betriebssysteme, in denen weibliche Tiere rnit Vatertieren in ei­ 
ner gemeinsamen Hertle gehalten werden. Bei Zuchtherden mit mehreren Vatertieren ist die Abstammung durch geeig­ 
nete Methoden sicherzustellen, wenn die daraus entstandenen Nachkommen ins Zuchtbuch eingetragen werden sollen. 

(3) Wenn das Vatertier und das gedeckte Tier Zuchttiere sind, hat der Vatertierhalter auf Verlangen des Tierhalters 
des gedeckten Tieres entweder diesem eine Tierzuchtbescheinigung im Sinne der Verordnung (EU) 2016/1012 auszu­ 
handigen oder diese an einen vom Tierhalter genannten Zuchtverband oder ein von ihm genanntes Zuchtunternehmen 
zu i.ibermitteln. 

( 4) Der Halter von mannlichen Tieren hat dafi.ir zu sorgen, dass unbeabsichtigtes Deeken vermieden wird. 
§8 

Inverkehrbringen und Abgabe von Samen 
(1) Samen darf - unbeschadet veterinarrechtlicher Bestimmungen - in Karnten nur in Verkehr gebracht oder abge­ 

geben werden, wenn 
1. die Spendertiere durch Bestimmung ihrer Blutgruppe oder eine andere, mindestens genauso verlassliche Me­ 
thode wie zum Beispiel die DNA-Analyse identifiziert worden sind, 

2. a) er reinrassigen Zuchtrindern, die Zuchtwertschatzungen im Sinne des Art. 21 Abs. 1 lit b der Verordnung 
(EU) 2016/1012 unterzogen wurden, oder reinrassigen Zuchtschweinen, -schafen oder -ziegen entnommen 
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wurde, die Leistungsprilfungen oder Zuchtwertschatzungen im Sinne des Art. 21 Abs. 1 lit c der Verordnung 
(EU) 2016/1012 unterzogen wurden, 
b) er reinrassigen Zuchtequiden entnommen wurde, die Leistungsprufungen oder Zuchtwertschatzungen im 

Sinne des Art. 21 Abs. 1 lit d der Verordnung (EU) 2016/1012 unterzogen wurden, sofern dies im genehmig­ 
ten Zuchtprogramm gefordert wird, 

c) er von Hybridzuchtschweinen entnommen wurde, die Leistungsprilfungen oder Zuchtwertschatzungen im 
Sinne des Art. 24 Abs. 1 lit b der Verordnung 2016/1012 unterzogen wurden, sofern dies im genehmigten 
Zuchtprogramm gefordert wird, 

d) er reinrassigen Zuchttieren entnommen wurde, die keiner Leistungsprilfung oder Zuchtwertschatzung unter­ 
zogen wurden, under ausschlieBlich im Sinne des Art. 21 Abs. 1 lit g oder Art. 21 Abs. 4 der Verordnung 
(EU) 2016/1012 zum Zweck der Prufung mannlicher reinrassiger Zuchtrinder, -schweine, -schafe und - 
ziegen verwendet wird, oder 

e) er Hybridzuchtschweinen entnommen wurde, die keiner Leistungsprilfung oder Zuchtwertschatzung unter­ 
zogen wurden, under ausschlieBlich im Sinne des Art. 24 Abs. 1 lit d der Verordnung (EU) 2016/1012 zum 
Zwecke der Prufung von Hybridzuchtebern verwendet wird, 

3. er so gekennzeichnet ist, dass er der Tierzuchtbescheinigung oder sonstigen Tierzuchtdokumenten fur Samen 
im Sinne des Kapitels VII der Verordnung (EU) 2016/1012 sowie den erforderlichen Verwendungsnachweisen 
zugeordnet werden kann und 

4. er von der Tierzuchtbescheinigung oder sonstigen Tierzuchtdokumenten fur Samen im Sinne des Kapitels VII 
der Verordnung (EU) 2016/1012 begleitet ist, sofern der Abnehmer dies verlangt, weil die aus dern Samen er­ 
zeugten Nachkommen in ein anderes Zuchtbuch oder Zuchtregister eingetragen werden sollen. 

(2) Fur Zuchtschweine gilt Abs. 1 Z 1 nur, sofern dies im genehmigten Zuchtprogramm gefordert wird. 

§9 
V erwendung von Samen 

(1) Samen darf - unbeschadet veterinarrechtlicher Bestimmungen - in Karnten zur kiinstlichen Besamung nur 
verwendet werden, wenn er den Anforderungen gemaf § 8 entspricht. 

(2) Die kunstliche Besamung an einem Tier durfen nach Malsgabe der §§ 12 und 13 nur folgende Personen (Besa- 
mer) durchfilhren: 

1. zur Berufsausilbung berechtigte Tierarzte, 
2. Besamungstechniker oder 
3. der Eigentilmer, oder der Halter oder deren Betriebsangehorige (Eigenbestandsbesamer). 

(3) Der Besamer hat dem Halter des besamten Tieres uber die erfolgte Besamung unverzilglich einen Besarnungs­ 
schein auszustellen. Der Ausstellung eines Besamungsscheins steht die Uberrnittlung der entsprechenden Daten an eine 
vom Halter bestimmten Stelle gleich. Die Daten uber die Besamung haben jedenfalls folgende Angaben zu enthalten: 

1. Name und Anschrift des Besamers; 
2. Identitat des Spendertieres und des besamten Tieres; 
3. Betrieb des Halters des besamten Tieres; 
4. Datum der Besamung. 

Die Daten uber die Besamung milssen - vom Zeitpunkt der Verwendung des Samens an gerechnet - mindestens filnf 
Jahre aufbewahrt werden. 

( 4) Wenn das besamte Tier ein Zuchttier ist, hat der Betreiber der Besamungsstation oder des Samendepots auf 
Verlangen des Tierhalters entweder diesem eine Tierzuchtbescheinigung oder sonstige Tierzuchtdokumente fur Samen 
im Sinne des Kapitels VII der Verordnung (EU) 2016/1012 auszuhandigen oder an einen Zuchtverband oder ein Zucht­ 
unternehmen, welcher oder welches vom Tierhalter zu bestimmen ist, zu uberrnitteln. 

(5) Abweichend von Abs. 1 darf in Karnten Samen zur kilnstlichen Besamung von Tieren verwendet werden, wenn 
diese Tiere im selben Betrieb gehalten werden wie das Tier, von dem der Samen unter Einhaltung der veterinarrechtli­ 
chen Bestimmungen gewonnen worden ist. Auf die Verwendung dieses Samens sind Abs. 3 Z 3 und Abs. 4 nicht anzu­ 
wenden. 

§ 10 
Inverkehrbringen und Abgabe von Eizellen und Embryonen 

Eizellen und Embryonen durfen - unbeschadet veterinarrechtlicher Bestimmungen - in Karnten nur in Verkehr ge­ 
bracht oder abgegeben werden, wenn 

1. a) sie von reinrassigen Zuchtrindern, -schweinen, -schafen oder -ziegen, entnommen wurden, welche einer 
Leistungsprilfung oder einer Zuchtwertschatzung unterzogen wurden, 
b) sie von Zuchtequiden oder Hybridzuchtschweinen entnommen wurden, die einer Leistungsprilfung oder 

einer Zuchtwertschatzung unterzogen wurden, sofern dies im genehmigten Zuchtprogramm gefordert wird, 
2. sie so gekennzeichnet sind, <lass sie der Tierzuchtbescheinigung oder sonstigen Tierzuchtdokumenten fur Eizel­ 

len oder Embryonen im Sinne des Kapitels VII der Tierzuchtverordnung (EU) 2016/1012 sowie den erforderli­ 
chen Verwendungsnachweisen zugeordnet werden konnen, 
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3. sie von der Tierzuchtbescheinigung oder sonstigen Tierzuchtdok:umenten fiir Eizellen und Embryonen im Sinne 
des Kapitels VII der Verordnung (EU) 2016/1012 begleitet sind, sofern die Abnehmerin/der Abnehmer dies 
verlangt, weil die aus den Eizellen und Embryonen erzeugten Nachkommen in ein anderes Zuchtbuch oder 
Zuchtregister eingetragen werden sollen. 

§ 11 
Verwendung von Embryonen 

( 1) Embryonen diirfen - unbeschadet veterinarrechtlicher Bestimmungen - in Karn ten nur verwendet werden, 
wenn sie den Anforderungen gemaf § 10 entsprechen. 

(2) Der Embryo-Ubertrager hat dem Halter des Empfangertieres uber die erfolgte Ubertragung des Embryos un­ 
verzuglich einen Embryoiibertragungsschein auszustellen. Der Ausstellung eines Embryoiibertragungsscheins steht die 
Uberrnittlung der entsprechenden Daten an eine vom Halter bestimmte Stelle gleich. Die Daten uber die Embryoiiber­ 
tragung haben jedenfalls folgende Angaben zu enthalten: 

1. Name und Anschrift des Embryo-Ubertragers; 
2. Identitat der Spendertiere der Eizelle und des Samens sowie des Empfangertieres; 
3. Betrieb des Halters des Empfangertieres; 
4. Datum der Embryoiibertragung. 

Die Daten uber die Embryoiibertragung miissen - vom Zeitpunkt der Verwendung des Embryos an gerechnet - mindes­ 
tens funf Jahre aufbewahrt werden. 

(3) Dem Halter des Empfangertieres sind auf Verlangen bei Ubertragung eine Tierzuchtbescheinigung oder sonsti­ 
ge Tierzuchtdokumente fur Embryonen im Sinne des Kapitels VII der Verordnung (EU) 2016/1012 auszuhandigen oder 
sind diese an einen Zuchtverband oder ein Zuchtunternehmen, welcher oder welches von dem Halter zu bestimmen ist, 
zu uberrnitteln. 

§ 12 
Besamungstechniker, Eigenbestandsbesamer 

(l) Als Besamungstechniker oder Eigenbestandsbesamer diirfen nur Personen tatig werden, die fachlich geeignet 
und verlasslich sind. 

(2) Als fachlich geeignet gilt eine Person, 
1. die eine Ausbildung gernaf § 18 Abs. 1 Z 9 oder der Kammer Tierzuchtverordnung 2009, LGBl. Nr. 16/2010, 
erfolgreich abgeschlossen hat, 

2. deren Ausbildung im Sinn des § 13 gleichwertig ist, oder 
3. die eine der Ausbildung im Sinn der Z 1 durch Verordnung gernab § 18 Abs. 1 Z 11 gleichgestellte Ausbildung 

abgeschlossen hat. 

(3) Die Verlasslichkeit einer Person ist jedenfalls dann nicht gegeben, wenn diese in den vorangegangenen funf 
Jahren wegen Tierqualerei oder Ubertretung von tierschutz-, tierzucht- oder veterinarrechtlichen Bestimmungen rechts­ 
kraftig von einem ordentlichen Gericht verurteilt worden ist. 

(4) Die Tatigkeit gernafi Abs. 1 darf erst aufgenommen werden, wenn sie der Landesregierung angezeigt wurde. 
Dieser Anzeige ist ein Nachweis iiber die fachliche Eignung und uber die Verlasslichkeit anzuschlief3en. 

(5) Zurn Nachweis der Verlasslichkeit ist eine schriftliche Erklarung vorzulegen, dass keine Verurteilung gernaf 
Abs. 3 vorliegt. Besamungstechniker haben dieser Erklarung zusatzlich eine Strafregisterbescheinigung oder im Fall 
von Personen aus einem anderen Mitgliedstaat oder Vertragsstaat den entsprechenden von der zustandigen Behorde 
dieses Staates ausgestellten Nachweis anzuschlief3en. Werden dort solche Nachweise nicht ausgestellt, kann der Nach­ 
weis der Verlasslichkeit <lurch eine eidesstattliche Erklarung, ist eine solche in dem betreffenden Mitgliedstaat oder 
Vertragsstaat nicht vorgesehen, durch eine feierliche Erklarung vor einer zustandigen Stelle dieses Staates erfolgen. Die 
Strafregisterbescheinigung, der entsprechende Nachweis und die eidesstaatliche bzw. die feierliche Erklarung diirfen 
zum Zeitpunkt der Vorlage nicht alter als drei Monate sein. 

(6) Werden die Voraussetzungen gemafl Abs. 1 erfiillt, ist iiber die gemaf Abs. 4 erstattete Anzeige von der Lan­ 
desregierung eine Bescheinigung auszustellen. Werden die Voraussetzungen gemaf3 Abs. 1 nicht erfiillt, hat die Lan­ 
desregierung die Tatigkeit als Besamungstechniker oder Eigenbestandsbesamer mit Bescheid zu untersagen. 

(7) Abs. 4 gilt sinngernaf for Drittstaats- und Familienangehorige, soweit diese hinsichtlich der Anerkennung von 
Berufsqualifikationen nach dem Recht der Europaischen Union oder aufgrund eines Staatsvertrages gleichzustellen 
sind. Besamungstechniker oder Eigenbestandsbesamer, die auf Grund und im Rahmen der Dienstleistungsfreiheit in 
Karnten tatig werden, haben das Kammer Berufsqualifikationen-Anerkennungsgesetz - K-BQAG, LGBl. Nr. 10/2009, 
zu beachten, soweit dieses Gesetz nicht ausdriicklich anderes anordnet. 

(8) Name, Anschrift, Geburtsdatum und Art der Tatigkeit (als Besamungstechniker oder Eigenbestandsbesamer) 
von Personen, die die Aufnahme der Tatigkeit gernab Abs. 4 angezeigt haben, sind von der Landesregierung ohne 
unnotigen Aufschub dem Landeshauptmann als Veterinarbehorde bekannt zu geben; ebenso sind dem Landeshaupt­ 
mann allfallige Mitteilungen iiber die Einstellung der Tatigkeit sowie die Erlassung von Untersagungsbescheiden ge­ 
miiB Abs. 6 oder§ 17 Abs. 3 Z 6 bekannt zu geben. 
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§ 13 
Anerkennung von Berufsqualifikationen 

Fur die Anerkennung von Berufsqualifikationen im Rahmen dieses Gesetzes findet das Kammer Berufsqualifikati­ 
onen-Anerkennungsgesetz (K-BQAG), LGBI. Nr. 10/2009, Anwendung, soweit nicht in diesem Gesetz ausdriicklich 
anderes normiert ist. 

4. Abschnitt 
Forderung 

§ 14 
Verpflichtungen der Gemeinden 

(1) Im Rahmen des Rechts der Europaischen Union uber De-minimis-Beihilfen im Agrarsektor haben die Gernein­ 
den dafur zu sorgen, dass for das Deeken der vorhandenen weiblichen Tiere die erforderlichen mannlichen Zuchttiere 
zur Verfugung stehen. Diese Verpflichtung gilt nicht for das Deeken im Rahmen der Pferdezucht. 

(2) Im Rahmen des Rechts der Europaischen Union uber De-rninimis-Beihilfen im Agrarsektor haben die Gernein­ 
den den landwirtschaftlichen Betrieben einen Beitrag in der Rohe von 5,00 Euro je Samenportion bei Rindern, in der 
Rohe von 4,50 Euro je Samenportion bei allen anderen Tieren zu den Samenkosten for die kiinstliche Besamung zu 
leisten. Diese Verpflichtung gilt nicht fur die kiinstliche Besamung im Rahmen der Pferdezucht. Alternativ dazu konnen 
die Gemeinden ebenfalls im Rahmen der gemeinschaftsrechtlichen Bestimmungen uber De-minimis-Beihilfen im Ag­ 
rarsektor auch einen Beitrag von 12,00 Euro im Kalenderjahr for jedes deckfahige weibliche Rind ab dern 18. Lebens­ 
monat leisten. 

(3) Die Gemeinden haben jahrlich for jede in der Gemeinde gehaltene und in einem Zuchtbuch eingetragene Stute 
einen Beitrag an die Landwirtschaftskammer zu entrichten. Dieser Beitrag ist im Rahmen des Rechts der Europaischen 
Union uber De-minirnis-Beihilfen im Agrarsektor zur Beschaffung und Haltung mannlicher Zuchttiere for die Pferde­ 
zucht durch anerkannte Ziichtervereinigungen und verlassliche Halter zu verwenden. 

(4) Die Landesregierung hat durch Verordnung unter Beachtung der Zielsetzungen des Gesetzes (§ 1) im Rahmen 
des Rechts der Europaischen Union uber De-minimis-Beihilfen festzusetzen: 

a) das Verhaltnis zwischen der Anzahl der deckfahigen Rinder, Sauen, Schafe und Ziegen in einer Gemeinde und 
der Anzahl der zur Verfugung zu stellenden mannlichen Zuchttiere; 

b) die Hohe des von den Gemeinden an die Landwirtschaftskammer zu leistenden Beitrages for jede in der Ge­ 
meinde gehaltene und in ein Zuchtbuch eingetragene Stute nach Abs. 3 zur Sicherstellung der Bereitstellung 
mannlicher Zuchttiere for die Pferdezucht; dieser Beitrag pro Stute darf jedoch 72 Euro nicht iibersteigen; 

c) die Voraussetzungen, unter welchen die Beschaffung von mannlichen Zuchttieren nach Abs. 3 gefordert wird, 
wie die Eintragung des Zuchttieres in die Hauptabteilung des Zuchtbuches einer anerkannten Tierzuchtorgani­ 
sation und die Absolvierung der Leistungspriifung; 

d) die Voraussetzungen, unter welchen die Haltung von mannlichen Zuchttieren nach Abs. 3 gefordert wird, wie 
die Einhaltung der tierschutz-, tierzucht- und veterinarrechtlichen Vorschriften sowie der bezughabenden Best­ 
immungen des Zuchtprogrammes der Zuchtorganisation, bei der das jeweilige mannliche Zuchttier eingetragen 
ist, <lurch den Halter des Zuchttieres; 

e) welche Nachweise (zB Belegscheine, Besamungsscheine) vom Forderungsempfanger, der Gemeinde oder 
beauftragten Dritten der Landesregierung vorzulegen sind, darnit nachgewiesen werden kann, dass die gernein­ 
schaftsrechtlichen Bestimmungen uber De-rninimis-Beihilfen irn Agrarsektor erfullt werden; 

f) mit welchen Aufgaben die Landwirtschaftskammer bei der Durchfiihrung von Forderungen nach Abs. 1 bis 3 
betraut wird, wie die Einhebung, Verwaltung und Verwendung der Beitrage fur die Vatertierhaltung in der 
Pferdehal tung. 

(5) Die Gemeinden diirfen im Rahmen des Rechts der Europaischen Union uber De-rninimis-Beihilfen hohere als 
die in Abs. 2 vorgesehenen Beitrage zu den Samenkosten, Kostenbeitrage zu den Wegekosten und Tatigkeiten des Be­ 
samers sowie zu den Lagerungskosten des Eigenbestandsbesamers leisten. 

(6) Die Ermachtigung der Gemeinden zur Ausschreibung von Deckurnlagen und Stutenumlagen (Umlagen for die 
aus der Haltung mannlicher Zuchttiere und der damit im Zusamrnenhang stehenden Einrichtungen der Vatertierhaltung 
erwachsenden Kosten) auf jene Tierhalter, die im abgelaufenen Kalenderjahr die Vatertiere in Anspruch genommen 
haben, und auf die Halter von Stuten im Gemeindegebiet, ergibt sich auf Grund der gemal; § 7 Abs. 5 des Finanz­ 
Verfassungsgesetzes 1948 erteilten bundesgesetzlichen Ermachtigung. 

5. Abschnitt 
Behorden, Tierzuchtrat, Uberwachung, Verordnungen, Strafbestimmungen 

§ 15 
Behorden 

(1) Zustandige Behorde im Sinne des Art. 2 Z 8 der Verordnung (EU) 2016/1012 sowie Behorde irn Sinn dieses 
Gesetzes ist die Landwirtschaftskammer Karmen, sofern nicht eine Zustandigkeit der Landesregierung bestimmt ist. 
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(2) Soweit der Landwirtschaftskamrner Karmen behordliche Aufgaben nach diesem 
Gesetz zukomrnen, sind dies Aufgaben des ubertragenen Wirkungsbereichs. Im Rahmen dieser Aufgaben ist die Lan­ 
desregierung sachlich in Betracht kommende Oberbehorde, weshalb die Landwirtschaftskammer Karnten insoweit an 
die Weisungen der Landesregierung gebunden ist. 

(3) Im Hinblick auf die im Kapitel III der Verordnung (EU) 2016/1012 normierten Rechte und Pflichten von Zuch­ 
tern, Zuchtverbanden und Zuchtunternehmen entscheiden im Streitfall die ordentlichen Gerichte. 

(4) Die Unterstutzung von Empfangern von in den Anwendungsbereich dieses Gesetzes fallenden Dienstleistungen 
im Sinne von Art. 21 der Richtlinie 2006/123/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 2006 
uber Dienstleistungen im Binnenmarkt, ABl. L 376 vom 27.12.2006, S. 36, erfolgt <lurch die Landwirtschaftskammer 
Karnten. 

(5) Die in diesem Gesetz geregelten Aufgaben der Gemeinde sind solche des eigenen Wirkungsbereiches. 

§ 16 
Tierzuchtrat 

Durch die Vereinbarung gemaf Art. 15a B-VG iiber die Errichtung einer gemeinsamen Sachverstandigenkommis­ 
sion in Tierzuchtangelegenheiten wurde ein Tierzuchtrat eingerichtet. Die mit der Vollziehung dieses Gesetzes befass­ 
ten Behorden sowie das Landesverwaltungsgericht konnen - unbeschadet der Bestimmungen des § 2 Abs. 3 und § 3 
Abs. 1 - zu tierzuchtfachlichen Angelegenheiten erforderlichenfalls ein Gutachten des Tierzuchtrats einholen. Dies 
umfasst auch alle weiteren Sachverhalte, die fur die Vollziehung Bundeslander iibergreifender Verfahren und Beurtei­ 
lungen im Tierzuchtrat zu behandeln sind sowie im Zusammenhang mit der Umsetzung der Verordnung (EU) 
2016/1012 stehen. 

§ 17 
Verfahren, Uberwachung 

(1) Soweit es zur Erfiillung der Ziele dieses Gesetzes erforderlich ist, konnen Bescheide unter Bedingungen, Be­ 
fristungen und Auflagen erlassen werden. 

(2) Die Behorde hat die Einhaltung der Vorschriften dieses Gesetzes, der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen 
Verordnungen und Bescheide sowie der unmittelbar anwendbaren Rechtsakte der Europaischen Union auf dem Gebiet 
der Tierzucht iSd § l zu iiberwachen. 

(3) Die Behorde hat die notwendigen MaBnahmen zu treffen, die zur Feststellung oder zur Beseitigung eines Ver­ 
stoBes sowie zur Vermeidung kiinftiger Verstofse gegen die in Abs. 2 genannten Rechtsvorschriften und Bescheide 
erforderlich sind. Dazu kann die Behorde insbesondere 

1. Verbote und Beschrankungen anordnen 
a) betreffend Zuchttiere, Samen, Eizellen oder Embryonen, sowie 
b) for einen anerkannten Zuchtverband bzw. ein anerkanntes Zuchtunternehmen 

2. Dokumente einziehen, die unter Verletzung von Vorschriften gemafs Abs. 2 ausgestellt wurden und wesentliche 
zuchterische Interessen beeintrachtigen konnen, 

3. Samen, Eizellen oder Embryonen - auch vorlaufig - sicherstellen und, soweit dies zur Hintanhaltung der Aus­ 
breitung von Erbfehlern notwendig ist, deren unschadliche Beseitigung anordnen oder durchfiihren, 

4. anordnen, class von einem anerkannten Zuchtverband oder Zuchtunternehmen 
a) Eintragungen in das Zuchtbuch oder Zuchtregister vorgenommen, berichtigt, aufgeschoben, unterlassen oder 

ruckgangig gemacht werden, 
b) die Art der Fiihrung oder die Gliederung des Zuchtbuchs oder des Zuchtregisters geandert wird, 
c) Tierzuchtbescheinigungen ( einschlieBlich der lebenslang giiltigen Identifizierungsdokumente fi.ir reinrassige 

Zuchtequiden) eingezogen oder neu ausgestellt werden, 
d) die Uberprufung von Abstammungen durchgefi.ihrt oder veranlasst wird, oder 
e) die Leistungsprufung oder die Zuchtwertschatzung in vorgeschriebener Weise durchgefiihrt wird, 

5. einem nach diesem Gesetz anerkannten Ursprungszuchtbuch-Zuchtverband im Fall der Nichterfi.illung einer 
Verpflichtung gemaf Anhang I Teil 3 Z 3 lit. a sublit. iii der Verordnung (EU) 2016/ Auftrage zur Erfiillung 
dieser Verpflichtung erteilen, 

6. jedes nicht bewilligungspflichtige Tatigwerden, fur <las die Voraussetzungen nach diesem Gesetz nicht oder 
nicht mehr vorliegen, untersagen, 

7. jede sonst unionsrechtlich gebotene Handlung oder Unterlassung anordnen. 

(4) Zuchtverbande und Zuchtunternehmen haben der Behorde einmal jahrlich einen Bericht Uber die Durchfuh­ 
rung der genehmigten Zuchtprogramme und die erzielten Ergebnisse vorzulegen. In diesem sind auch Anderungen im 
Hinblick auf Satzungsanderungen betreffend die in Anhang I Teil 1 B Z 1 lit b Verordnung (EU) 2016/1012 genannten 
Angelegenheiten anzugeben. 

(5) Die Verpflichtungen und Befugnisse hinsichtlich amtlicher Kontrollen gernaf Kapitel X der Verordnung (EU) 
2016/1012 gelten auch in Verfahren vor dem Landesverwaltungsgericht. Dasselbe gilt auch fur die Kontrollexperten 
anderer Bundeslander, anderer Mitgliedsstaaten bzw. der Europaischen Kommission, die ihre Kontrollen in Anwesen­ 
heit bzw. Zusammenarbeit mit den Kontrollorganen durchfiihren. 
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(6) Werden Mabnahrnen nach Art. 47 der Verordnung (EU) 2016/1012 gesetzt, so sind die dafur anfallenden Kos­ 
ten im Verwaltungsstrafverfahren geltend zu machen und dem Beschuldigten in einem Straferkenntnis neben einer 
Verwaltungsstrafe vorzuschreiben; die Kosten sind unrnittelbar an die Landwirtschaftskarnrner zu entrichten. 

§ 18 
Verordnungen 

(1) Soweit es zur Durchfiihrung der Rechtsakte der Europaischen Union auf dem Gebiet der landwirtschaftlichen 
Tierzucht, zur Erfiillung der im § 1 Abs. 2 genannten Ziele, im Hinblick auf die Zweckmahigkeit, Raschheit und Ein­ 
fachheit der nach diesem Gesetz durchzufiihrenden Verfahren sowie fur Zwecke der Uberwachung oder zur angemesse­ 
nen Berucksichtigung der Moglichkeiten der elektronischen Datenverarbeitung erforderlich ist, hat die Landesregierung 
nach Anhorung der Landwirtschaftskammer mit Verordnung nahere Vorschriften zu erlassen iiber 

1. die Anerkennung von Zuchtverbanden oder Zuchtunternehmen sowie die Genehmigung von Zuchtprogram- 
men, 

2. das Tatigwerden von anerkannten Zuchtverbanden oder Zuchtunternehmen, 
3. die Durchfiihrung von Leistungsprufungen und Zuchtwertschatzungen, 
4. Inhalt und Form des jahrlichen Berichts gernaf 17 Abs. 4, 
5. Inhalt und Form des Belegscheins (der Deckbescheinigung) und der Aufzeichnungen iiber die Verwendung von 

Tieren im Natursprung gemaf § 7 Abs. 1, 
6. die Abgabe von Samen zur Verwendung in einem Pri.ifeinsatz im Rahrnen eines Zuchtprogramms eines aner- 

kannten Zuchtverbandes oder einem anerkannten Zuchtunternehmen gernaf § 8 Z 2, 
7. Inhalt und Form des Besamungsscheins gernaf § 9 Abs. 3, 
8. Inhalt und Form des Ernbryoubertragungsscheins gemals § 11 Abs. 2, 
9. Zulassungsvoraussetzung, Inhalt, Dauer und Abschluss der Ausbildung zum Besamungstechniker und Eigenbe­ 

standsbesamer zur Erlangung der fachlichen Eignung gernaf § 12 Abs. 2, 
10. die Anerkennung von Ausbildungsnachweisen, insbesondere die wesentlichen Unterschiede, den Inhalt und die 

Durchfiihrung von MaBnahmen zum Ausgleich der wesentlichen Unterschiede gernall dem Karntner Berufs­ 
qualifikationen-Anerkennungsgesetz (K-BQAG), LGBl. Nr. 10/2009, 

11. den Umfang, in dem Ausbildungsnachweise gernafs § 13 als Ersatz fur Pri.ifungen und Ausbildungen nach z 9 
gelten, 

12. die Kosten fi.ir MaBnahmen nach Art. 47 Verordnung (EU) 2016/1012. 

(2) Die Landesregierung hat <lurch Verordnung Ausbildungslehrgange anzuerkennen, wenn sie die Voraussetzun­ 
gen der Verordnung gematl Abs. 1 Z 9 erfi.illen. 

§ 19 
Strafbestimmungen 

(1) Wer 
1. eine anerkannten Zuchtverbanden und Zuchtunternehmen vorbehaltene Tatigkeit ausubt, ohne uber die entspre- 

chende Anerkennung zu verfiigen, 
2. ein Zuchtprograrnm durchfiihrt, ohne dazu berechtigt zu sein, 
3. sein nach diesem Gesetz genehmigtes Zuchtprogramm nicht in ganz Karnten durchfi.ihrt, 
4. seiner Meldepflicht nach § 2 Abs. 5 nicht nachkommt, 
5. seiner Meldepflicht gemaf § 3 Abs. 3 oder 4 nicht nachkommt, 
6. gegen §§ 3 Abs. 7, 8 oder Abs. 10 dritter Satz verstollt, 
7. gegen § 4 Abs. 3 verstofst, 
8. die Bestirnmungen des Zuchtprogramms nicht einhalt oder gegen Verpflichtungen nach Art. 30 der Verordnung 

(EU) 2016/1012 verstolit, 
9. gegen Art. 9 Abs. 4 der Verordnung (EU) 2016/1012 verstofst, 
10. gegen Art. 25 der Verordnung (EU) 2016/1012 verstolst, 
11. seinen Verpflichtungen nach Art. 27 Abs. 6 und Art. 28 Abs. 2 der Verordnung (EU) 2016/1012 nicht nach­ 

kornmt, 
12. Tierzuchtbescheinigungen entgegen Art. 30 bis 33 der Verordnung (EU) 2016/1012 ausstellt, 
13. Eintragungen in Zuchtbi.icher oder Zuchtregister sowie Leistungspri.ifungen oder Zuchtwertschatzungen entge- 

gen den Bestirnmungen der Kapitel IV und V und Art. 36 der Verordnung (EU) 2016/1012 vornimmt, 
14. den Verpflichtungen nach § 5 nicht nachkommt, 
15. Zuchttiere entgegen § 6 zur ziichterischen Nutzung uberlasst oder i.ibereignet, 
16. den Verpflichtungen im Hinblick auf Belegscheine oder Aufzeichnungen gernaf § 7 nicht nachkommt, 
17. Samen entgegen § 8 in Verkehr bringt oder abgibt oder entgegen § 9 Abs. 1 verwendet, 
18. eine kiinstliche Besamung entgegen § 9 Abs. 2 durchfiihrt, 
19. den Verpflichtungen im Hinblick auf den Besamungsschein bzw. die Daten uber die Besamung gernaf § 9 Abs. 

3 oder die Tierzuchtdokumente fiir Samen gemafs § 9 Abs. 4 nicht nachkommt, 
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20. eine Eizelle oder einen Embryo entgegen § 10 in Verkehr bringt oder abgibt sowie einen Embryo entgegen § 11 
Abs. 1 verwendet, 

21. den Verpflichtungen nach § 11 Abs. 2 oder § 11 Abs. 3 nicht nachkornmt, 
22. entgegen § 12 Abs. 1 und 4 tatig wird, 
23. den Verpflichtungen nach § 12 Abs. 5 nicht nachkommt, 
24. in der Erklarung nach § 12 Abs. 5 wahrheitswidrige Angaben macht, 
25. den Verpflichtungen nach § 12 Abs. 7 nicht nachkommt, 
26. den Verpflichtungen nach Art. 46 der Verordnung (EU) 2016/1012 bzw. nach § 17 Abs. 5 nicht nachkommt, 
27. den Verpflichtungen nach § 17 Abs. 4 nicht nachkommt, 
28. den Verpflichtungen nach § 21 Abs. 5, 6 und 8 nicht nachkommt; 
29. den in diesem Gesetz, Verordnungen oder Entscheidungen, welche auf Grund dieses 

Gesetzes bzw. der Verordnung (EU) 2016/1012 erlassen wurden, enthaltenen sonstigen Geboten oder Verboten 
nicht nachkommt, 

30. der Verpflichtung nach Art. 12 Abs. 10 der Verordnung (EU) 2016/1012 nicht nachkommt. 
31. den sich aus den zur Durchfi.ihrung der Verordnung (EU) 2016/1012 ergangenen EU-Rechtsakten ergebenden, 

sonstigen Verpflichtungen nicht nachkommt, 
begeht eine Verwaltungsi.ibertretung und ist von der Bezirksverwaltungsbehorde mit einer Geldstrafe bis zu 

7 .300 Euro zu bestrafen. 
(2) Der Verfall von Samen, Eizellen oder Embryonen, die entgegen den Bestimmungen dieses Gesetzes oder von 

Verordnungen aufgrund dieses Gesetzes in Verkehr gebracht, abgegeben oder verwendet werden, kann gegenuber jeder 
Person, der Samen, Eizellen oder Embryonen gehoren, von der Bezirksverwaltungsbehorde ausgesprochen werden. 

6. Abschnitt 
Schluss-, Ubergangs- und Inkrafttretensbestimmungen 

§ 20 
Datenverarbeitung 

(1) Die Landwirtschaftskammer Karnten darf folgende Daten nachstehend angefi.ihrter Personen verarbeiten, so­ 
weit diese Daten zum Zweck der Aufgabenerfiillung nach diesem Gesetz erforderlich sind: 

1. von zur Vertretung nach auBen befugten Personen von Zucntverbanden bzw. Zuchtunternehmen oder von allen­ 
falls bestellten verantwortlichen Beauftragten nach § 9 Abs. 2 VStG: ldentifikationsdaten und Erreichbarkeits- 
daten, 

2. von den for die Zuchtarbeit verantwortlichen Personen von Zuchtverbanden bzw. Zuchtunternehmen: ldentifi­ 
kationsdaten, Erreichbarkeitsdaten sowie Daten uber tierzuchtfachliche Ausbildungen, 

3. von Besamern nach § 9 Abs. 2 und Embryo-Ubertragern nach § 11 Abs. 2: 
ldentifikationsdaten, Erreichbarkeitsdaten und Bankverbindungen, 

4. von Eigenbestandsbesamern und Besamungstechnikern weiters: ldentifikationsdaten, Erreichbarkeitsdaten, 
Bankverbindungen, Daten iiber die personliche Eignung nach § 12 
Abs. 5 und die fachliche Eignung nach § 12 Abs. 2, uber die Art der Tatigkeit (als Eigenbestandsbesamer oder 
Besamungstechniker), sowie Daten uber die Bescheinigung der Anzeige bzw. der Untersagung der Tatigkeit 
als Eigenbestandsbesamer oder Besamungstechniker, 

5. von in einem Zuchtbuch oder Zuchtregister eines anerkannten Zuchtverbandes oder Zuchtunternehmens einge­ 
tragenen Zuchtern und Tierhaltern: Identifikationsdaten, Erreichbarkeitsdaten, Betriebsdaten einschliefslich der 
LFBIS-Nummer, soweit dem Betrieb eine solche zugeteilt ist. 

(2) Die Landesregierung darf Daten nach Abs. 1 verarbeiten, soweit diese Daten zum Zweck der Aufgabenerfi.il­ 
lung nach diesem Gesetz erforderlich sind. 

(3) Die nach Abs. 1 und 2 Verantwortlichen durfen Daten nach Abs. 1 und 2 an den Tierzuchtrat, den Bund, die 
Landesregierung, die zustandigen Tierzuchtbehorden der Bundeslander und Mitgliedstaaten, die ordentlichen Gerichte 
und den Landeshauptmann als Veterinarbehorde ubermitteln, soweit diese Daten eine wesentliche Voraussetzung zur 
Erfiillung der diesen Einrichtungen und Organen obliegenden Aufgaben sind. Die Landwirtschaftskammer Karnten darf 
personenbezogene Daten zu diesem Zweck verarbeiten. Die nach Abs. 1 und 2 Verantwortlichen haben personenbezo­ 
gene Daten langstens sieben Jahre nach der Verarbeitung zu loschen, soweit sie nicht in anhangigen Verfahren weiter 
benotigt werden oder langere Aufbewahrungspflichten nach nationalen Vorschriften oder Unionsrecht bestehen. 

( 4) Als Identifikationsdaten gelten: 
a) bei nati.irlichen Personen der Familien- und der Vorname, das Geschlecht, das Geburtsdatum, allfallige aka­ 

demische Grade, Standesbezeichnungen und Titel, 
b) bei juristischen Personen und Personengesellschaften die gesetzliche, satzungsmabige oder firmenmaisige 

Bezeichnung und hinsichtlich der vertretungsbefugten Organe die Daten nach lit. a sowie die Firmenbuchnum­ 
mer, die Vereinsregisterzahl, die Umsatzsteuer-ldentifikationsnummer oder die Ordnungsnummer im Erganzungsregis- 
ter. 
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(5) Als Erreichbarkeitsdaten gelten Wohnsitzdaten und sonstige Adressdaten, die Telefonnummer, elekt- 
ronische Kontaktdaten, wie insbesondere die E-Mail-Adresse und Telefax-Nummer, oder Verfi.igbarkeitsdaten. 

(6) In Karnten tatige Zuchtverbande oder Zuchtunternehmen oder von diesen beauftragte dritte Stellen sind er­ 
machtigt, soweit dies zur Erfi.illung der ihnen gesetzlich i.ibertragenen Aufgaben erforderlich ist, die zu diesem Zweck 
erforderlichen (personenbezogenen) Daten automationsuntersti.itzt zu verarbeiten. 

(7) Die nach Abs. 1 und 2 Verantwortlichen und in Karnten tatige Zuchtverbande oder Zuchtunternehmen oder von 
diesen beauftragte dritte Stellen di.irfen (personenbezogene) Daten auf begri.indetes Ersuchen an einen Dritten uberrnit­ 
teln, sofern der Dritte an den Daten ein besonderes offentliches Interesse (z. B. Forschung, Statistik, Forderung) glaub­ 
haft macht und der Ubermittlung der Daten kein berechtigtes Interesse entgegensteht. 

(8) Zur Erfi.illung der gesetzlich i.ibertragenen Aufgaben ist eine Uberrnittlung von (personenbezogenen) Daten 
zwischen antragstellenden, anerkannten oder in Karmen tatigen Zuchtverbanden oder Zuchtunternehmen und den Be­ 
horden zulassig. 

(9) Im Fall der Einstellung der Fi.ihrung eines Zuchtbuchs ist der Zuchtverband bzw. das Zuchtunternehmen ver­ 
pflichtet, die Aufbewahrung des Zuchtbuchs fur fi.inf Jahre, gerechnet ab der Einstellung, sicherzustellen. 1st er dazu 
nicht in der Lage, ist das Zuchtbuch der Behorde zwecks Aufbewahrung for diesen Zeitraum zu i.ibergeben. Jedem Hal­ 
ter eines Tieres, das in dem Zuchtbuch eingetragen oder vermerkt war, sind auf Verlangen die Daten des Tieres aus dem 
Zuchtbuch zur Verfi.igung zu stellen. 

§ 21 
Schluss-, Ubergangs- und lnkrafttretensbestimmungen 

(1) Dieses Gesetz tritt mit dem der Kundmachung dieses Gesetzes folgenden Tag in Kraft. Gleichzeitig tritt das 
Gesetz i.iber die landwirtschaftliche Tierzucht in Karnten (Kammer Tierzuchtgesetz 2008 - K-TZG 2008), LGBI. Nr. 
1/2009, zuletzt geandert durch das Gesetz LGBI. Nr. 85/2013, auBer Kraft. 

(2) Unbeschadet der Bestimmungen des Art. 64 der Verordnung (EU) 2016/1012 gelten auf Grund des § 3 Karnt­ 
ner Tierzuchtgesetz 2008 anerkannte Zuchtorganisationen, deren Anerkennung im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes aufrecht ist, als anerkannte Zuchtverbande bzw. Zuchtunternehmen nach § 2 Abs. 1 dieses Gesetzes. 

(3) Unbeschadet der Bestimmungen des Art. 64 der Verordnung (EU) 2016/1012 gelten alle Zuchtprogramme, 
welche auf Grund einer aufrechten Anerkennung nach § 3 Kammer Tierzuchtgesetz 2008 zum Zeitpunkt des Inkrafttre­ 
tens dieses Gesetzes durchgefi.ihrt werden, als genehmigte Zuchtprogramme nach § 3 Abs. 1 dieses Gesetzes. 

(4) Die Zuchtprogramme der zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes in Karnten auf Grund des § 7 des 
Karntner Tierzuchtgesetzes 2008 rechtmabig tatigen Zuchtorganisationen, gelten im Hinblick auf die Zuchtverbande 
oder Zuchtunternehmen mit Sitz in einem anderen Bundesland als im Sinne des § 3 Abs. 5, und im Hinblick auf die 
Zuchtverbande oder Zuchtunternehmen, die ihren Sitz in einem anderen Mitgliedsstaat oder Vertragsstaat haben, als im 
Sinne des § 3 Abs. 6 dieses Gesetzes genehmigt. 

(5) Sind die sich aus § 8 Abs. 10, § 12 Abs. 1, § 14 Abs. 3 oder§ 17 Abs. 3 Kammer Tierzuchtgesetzes 2008 erge­ 
benden befristeten Verpflichtungen zur Aufbewahrung von Aufzeichnungen, Unterlagen und Dokumentationen im 
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes noch aufrecht, so gel ten sie in der bisherigen Form weiter bis die fi.inf J ahre 
abgelaufen sind. In dieser Zeit sind sie der Tierzucht- oder Veterinarbehorde auf Verlangen vorzulegen. 

(6) Nach Abs. 2 anerkannte Zuchtverbande und Zuchtunternehmen haben den ersten Bericht, zu dem sie nach § 8 
Abs. 7 des Karntner Tierzuchtgesetzes 2008 verpflichtet waren, zu dem Zeitpunkt zu erstatten, der sich aus § 8 Abs. 7 
des Kammer Tierzuchtgesetzes 2008 ergibt. 

(7) Besamungstechniker und Eigenbestandsbesamer, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes rechtrna­ 
Big auf Grund des Kammer Tierzuchtgesetz 2008 tatig sind, sind berechtigt, diese Tatigkeit weiterhin auszui.iben. 

(8) Leistungspri.ifungen und Zuchtwertschatzungen, welche auf Grundlage des Kammer Tierzuchtgesetzes 2008 
rechtmafsig durchgefi.ihrt wurden, gelten weiter. Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes rechtmafsig auf 
Grund des Karntner Tierzuchtgesetzes 2008 Leistungspri.ifungen oder Zuchtwertschatzungen durchfi.ihrenden dritten 
Stell en sind unverzi.iglich nach Art. 27 Abs. 6 der Verordnung (EU) 2016/1012 zu veroffentlichen. 

(9) Im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes und auf Grundlage der bisher geltenden Bestimmungen 
l. vorgenommene Eintragungen in Zuchtbucher oder Zuchtregister sowie auf deren Grundlage ausgestellte Zucht­ 

oder Herkunftsbescheinigungen und 
2. ausgestellte Dokumente ( z.B. Belegscheine) oder zu fi.ihrende Aufzeichnungen 

gel ten als solche nach diesem Gesetz. 
(10) Im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes anhangige Verwaltungsstrafverfahren sind nach dem bisher 

geltenden Recht fortzufi.ihren. Aile anderen anhangigen Verwaltungsverfahren sind formlos einzustellen; die Antragstel­ 
ler sind unter Hinweis auf die nunmehr geltende Rechtslage davon in Kenntnis zu setzen. 

(11) Dieses Gesetz wurde einem Informationsverfahren im Sinne der Richtlinie (EU) 2015/1535 des Europaischen 
Parlaments und des Rates vom 9. September 2015 i.iber ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der Normen und 
technischen Vorschriften und der Vorschriften fi.ir die Dienste der Informationsgesellschaft, ABJ. Nr. L 241 vom 
17.9.2015, S 1, unterzogen. 
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§ 22 
Umsetzung von Unionsrecht 

(1) Durch dieses Gesetz werden folgende Rechtsakte der Europaischen Union umgesetzt: 
1. Richtlinie 90/427 /EWG des Rates zur Festlegung der tierzi.ichterischen und genealogischen Vorschriften fi.ir 

den innergemeinschaftlichen Handel mit Equiden, AB!. 1990 Nr. L 224, S. 55, 
2. Richtlinie 90/428/EWG des Rates i.iber den Handel mit Sportpferden und zur Festlegung der Bedingungen fi.ir 

die Teilnahme an pferdesportlichen Veranstaltungen, AB!. 1990 Nr. L 224, S. 60, 
3. Richtlinie 2003/109/EG des Rates betreffend die Rechtsstellung der langfristig aufenthaltsberechtigten Dritt­ 

staatsangehorigen, AB!. 2004 Nr. L 16, S. 44, in der Fassung der Richtlinie 2011/51/EU, AB!. 2011 Nr. L 132, 
S. 1, 

4. Richtlinie 2004/38/EG des Europaischen Parlaments und des Rates uber das Recht der Unionsbiirger und ihrer 
Pamilienangehorigen, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen und aufzuhalten, AB!. 2004 
Nr. L 229, S. 35, 

5. Richtlinie 2005/36/EG des Europaischen Parlaments und des Rates iiber die Anerkennung von Berufsqualifika­ 
tionen, AB!. 2005 Nr. L 255, S. 22, zuletzt geandert <lurch die Richtlinie 2013/55/EU, ABl. 2013 Nr. L 354, S. 
132, 

6. Richtlinie 2006/123/EG des Europaischen Parlaments und des Rates fi.ir Dienstleistungen im Binnenmarkt, 
AB!. 2006 Nr. L 376, S. 36, 

7. Richtlinie 2008/73/EG des Rates zur Vereinfachung der Verfahren fi.ir das Auflisten und die Veroffentlichung 
von Informationen im Veterinar- und Tierzuchtbereich, AB!. 2008 Nr. L 219, S. 40, 

8. Entscheidung 2009/712/EG der Kommission zur Umsetzung der Richtlinie 2008/73/EG des Rates hinsichtlich 
der Informationsseiten im Internet mit Listen der Einrichtungen und Labors, die von den Mitgliedstaaten gernsf 
den veterinar- und tierzuchtrechtlichen Vorschriften der Gemeinschaft zugelassen wurden, AB!. 2009 Nr. L 
247, S. 13. 

(2) Mit diesem Gesetz werden begleitende MaBnahmen zur Durchfilhrung folgender Rechtsakte der 

Europaischen Union festgelegt: 
1. Verordnung (EU) 2016/1012 ilber die Tierzucht- und Abstammungsbestimmungen fi.ir die Zucht, den Handel 

und die Verbringung in die Union von reinrassigen Zuchttieren und Hybridzuchtschweinen sowie deren 
Zuchtmaterial und zur Anderung der Verordnung (EU) 
Nr. 652/2014, der Richtlinien des Rates 89/608/EWG und 90/425/EWG sowie zur Aufhebung einiger Rechts­ 
akte im Bereich der Tierzucht, AB!. 2016 Nr. L 171, S. 66, 

2. Delegierte Verordnung (EU) 2017/1940 der Kommission zur Erganzung der Verordnung (EU) 2016/1012 des 
Europaischen Par laments und des Rates in Bezug auf Inhalt und Form der als Teil des einzigen, lebenslang gul­ 
tigen Identifizierungsdokuments filr Equiden ausgestellten Zuchtbescheinigungen filr reinrassige Zuchtequiden, 
AB!. 2017 Nr. L 275, S. 1, 

3. Durchfi.ihrungsverordnung (EU) 2017/716 der Kommission mit Bestimmungen filr die Anwendung der Ver­ 
ordnung (EU) 2016/1012 des Europaischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die Muster fi.ir die In­ 
formationen, die in die Liste der anerkannten Zuchtverbande und Zuchtunternehmen aufzunehmen sind, AB!. 
2017 Nr. L 109, S. 1, 

4. Durchfi.ihrungsverordnung (EU) 2017/717 der Kommission mit Bestimmungen filr die Anwendung der Ver­ 
ordnung (EU) 2016/1012 des Europaischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die Muster fi.ir Tier­ 
zuchtbescheinigungen fi.ir Zuchttiere und deren Zuchtmaterial, AB!. 2017 Nr. L 109, S. 9, 

5. Durchfi.ihrungsverordnung (EU) 2017/1422 der Kommission zur Benennung des Referenzzentrums der Europa­ 
ischen Union mit Zustandigkeit fi.ir den wissenschaftlichen und technischen Beitrag zur Harmonisierung und 
Verbesserung der Methoden fi.ir die Leistungsprilfung und die Zuchtwertschatzung bei reinrassigen Zuchtrin­ 
dern, AB!. 2017 Nr. L 204, S. 78. 

Der Schriftfi.ihrer: Der Prasident: 

w .. 
(Mag. WEISS) (Ing. ROHR) 
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Regierungsvorlage   
März 2020                                                                                    01-VD-LG-1827/2-2020 
 

Erläuternde Bemerkungen 
zum Entwurf eines Gesetzes über die Tierzucht in Kärnten 

(Kärntner Tierzuchtgesetz 2020 – K-TZG 2020) 
 
 

I. 
Allgemeiner Teil 

 

1. Das europäische Tierzuchtrecht wurde mit der Verordnung (EU) 2016/1012 über die Tierzucht und 
Abstammungsbestimmungen für die Zucht, den Handel und die Verbringung in die Union von 
reinrassigen Zuchttieren und Hybridzuchtschweinen sowie deren Zuchtmaterial und zur Änderung 
der Verordnung (EU) Nr. 652/2014, der Richtlinien des Rates 89/608/EWG und 90/425/EWG sowie 
zur Aufhebung einiger Rechtsakte im Bereich der Tierzucht („Tierzuchtverordnung“) neu geregelt. 
Im Unterschied zu den bisher ergangenen Rechtsakten, die mangels unmittelbarer Anwendbarkeit 
zur Gänze in innerstaatliches Recht umgesetzt werden mussten, ist die Verordnung (EU) 2016/1012 
unmittelbar anwendbares Recht und gilt seit 1. November 2018 (Art. 69).  

Die Verordnung (EU) 2016/1012 sieht eine Reihe von Ermächtigungen der Europäischen 
Kommission zur Erlassung von Detailregelungen in Form von delegierten Rechtakten gemäß Art. 
290 des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen Union (kurz: AEUV) und von 
Durchführungsrechtsakten gemäß Art. 291 AEUV vor. Von diesen Ermächtigungen wurden bisher 
durch die Erlassung von Rechtsakten Gebrauch gemacht:  

  Durchführungsverordnung (EU) 2017/716 der Kommission vom 10. April 2017 mit 
Bestimmungen für die Anwendung der Verordnung (EU) 2016/1012 des Europäischen 
Parlaments und des Rates in Hinblick auf die Muster für die Informationen, die in die Liste der 
anerkannten Zuchtverbände und Zuchtunternehmen aufzunehmen sind, ABl. Nr. L 109 vom 
26.4.2017,  

  Durchführungsverordnung (EU) 2017/717 der Kommission vom 10. April 2017 mit 
Bestimmungen für die Anwendung der Verordnung (EU) 2016/1012 des Europäischen 
Parlaments und des Rates in Hinblick auf die Muster für Tierzuchtbescheinigungen für Zuchttiere 
und deren Zuchtmaterial, ABl. Nr. L 109 vom 26.4.2017,  

  Delegierte Verordnung (EU) 2017/1940 der Kommission vom 13. Juli 2017 zur Ergänzung der 
Verordnung (EU) 2016/1012 des Europäischen Parlaments und des Rates in Bezug auf Inhalt und 
Form der als Teil des einzigen, lebenslang gültigen Identifizierungsdokuments für Equiden 
ausgestellten Zuchtbescheinigungen für reinrassige Zuchtequiden,  

  Durchführungsverordnung (EU) 2017/1422 der Kommission vom 4. August 2017 zur Benennung 
des Referenzzentrums der Europäischen Kommission mit Zuständigkeit für den 
wissenschaftlichen und technischen Beitrag zur Harmonisierung und Verbesserung der Methoden 
für die Leistungsprüfung und Zuchtwertschätzung bei reinrassigen Zuchtrindern, ABl. L Nr. 204 
vom 5.8.2017.  

2. Auf Grund der unmittelbaren Anwendbarkeit der Verordnung (EU) 2016/1012 ist nach der 
Rechtsprechung des EuGH eine Transformation in innerstaatliches Recht nicht nur überflüssig, 
sondern grundsätzlich unzulässig. Die Erlassung von parallelen Bestimmungen etwa in Form 
rechtssatzförmiger Wiederholungen des Verordnungstextes oder Durchführungsvorschriften ist 
grundsätzlich untersagt („Normwiederholungsverbot“, Schroeder, Art. 288 AEUV, in: Streinz [Hg.], 
EUV/AEUV, 3.A. [2018]Rz 43; Öhlinger/Potacs, EU-Recht und staatliches Recht, 6.A. [2017] 70 
m.w.N.). Dasselbe gilt für nationale Rechtsakte, die lediglich die Interpretation von Verordnungen 
bezwecken. Hier ist zum einen auf die autonome Auslegung des Unionsrechts zu verweisen, wonach 
die im Unionsrecht verwendeten Begriffe unabhängig von ihrer Bedeutung in der nationalen 
Rechtsordnung eigenständig auszulegen sind. Zum anderen normiert Art. 267 AEUV unter anderem 
ein Monopol des EuGH zur Interpretation sekundären Unionsrechts. Dies umfasst nicht jene Teile 
einer Verordnung, die selbst die Erlassung von Durchführungs- oder Begleitvorschriften durch den 
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jeweiligen Mitgliedstaat vorsehen. Im Übrigen erachtet der EuGH eine aus dem Zusammenhang 
notwendige punktuelle Wiederholung von Verordnungsrecht in nationalen Rechtsakten für zulässig. 

3. Zum Zweck der notwendigen Anpassung der derzeit bestehenden Tierzuchtgesetze und 
Tierzuchtverordnungen der Länder wurde im Auftrag der Landesagrarreferentenkonferenz unter 
Koordinierung der Landwirtschaftskammer Österreich ein Rahmenentwurf für ein entsprechendes 
Landesgesetz erarbeitet. Mit dem vorliegenden Entwurf eines neuen Kärntner Tierzuchtgesetzes 
2020, der sich an dem Rahmenentwurf orientiert, soll nunmehr eine unionsrechtskonforme 
Anpassung des Kärntner Tierzuchtrechts erfolgen. 

4. Die Verordnung (EU) 2016/1012 weist über weite Strecken eine Zusammenfassung der schon bisher 
geltenden Rechtsbestimmungen auf, allerdings sind Teile davon als Neuregelung zu betrachten, so 
etwa 

 – Bestimmungen über Rechte und Pflichten von Zuchtorganisationen und Züchtern, 

 – Regelungen zum grenzüberschreitenden Tätigwerden von Zuchtorganisationen und 

 – Regelungen zum Bereich Kontrolle. 

Der zweite Abschnitt des Kärntner Tierzuchtgesetzes 2008, der bislang die Anerkennung von 
Zuchtorganisationen geregelt hat, ist nunmehr durch die Verordnung (EU) 2016/1012 weitgehend 
überlagert. Auch die Durchführung von Leistungsprüfungen und Zuchtwertschätzungen ist nunmehr 
in der Verordnung (EU) 2016/1012 umfänglich geregelt. Jedoch gibt es nach wie vor keine 
Festlegungen für Leistungsprüfungen und Zuchtwertschätzungen für Equiden auf Unionsebene. Die 
rassespezifischen Bestimmungen für Leistungsprüfungen und Zuchtwertschätzungen werden durch 
das Ursprungszuchtbuch festgelegt. 

Der Entwurf beschränkt sich entsprechend auch der bisher geltenden Rechtslage vorwiegend auf 
konkrete, über die Verordnung (EU) 2016/1012 hinausgehende Regelungsbereiche, die hinsichtlich 
ihrer länderspezifischen Besonderheiten fachlich begründbar (z.B. Vatertierhaltung) oder aus 
Gründen der Administrierbarkeit und Überwachung erforderlich sind (z.B. Mitteilungs- und 
Berichtspflichten, Kontrolle). 

Auf Definitionen und Begriffsbestimmungen der in diesem Entwurf verwendeten tierzüchterischen 
Begriffe wurde verzichtet, da diese sich größtenteils bereits in Art. 2 der Verordnung (EU) 
2016/1012 finden.  

5. Daneben werden im Entwurf wie bereits im bisherigen Tierzuchtgesetz aus 
verwaltungsökonomischen Gründen die Schnittstellen zum Veterinärrecht berücksichtigt. So wird 
etwa auf eigene tierzuchtrechtliche Regelungen im Zusammenhang mit der Zulassung und der 
Überwachung von Besamungsstationen und Samendepots verzichtet, weil diese Angelegenheiten 
einerseits vorrangig dem Veterinärrecht zuzuordnen und andererseits bereits ausreichende 
Regelungen in der Veterinärbehördliche Binnenmarktverordnung 2008 des Bundes enthalten sind. 
Parallelregelungen zwischen Tierzuchtrecht und Veterinärrecht sollen grundsätzlich vermieden 
werden, außer in jenen Fallkonstellationen, wo sie im Blickwinkel des Tierzuchtrechts zwingend 
notwendig sind, wie z.B. die Tätigkeit bzw. Kenntnis von Samendepots, Besamungsstationen, 
Besamungstechnikern uäm.  

Begriffe, wie Besamungsstation, Samendepot und Embryo-Entnahmeeinheit werden nicht definiert, 
diesbezüglich sollen die Definitionen aus dem Veterinärrecht gelten (vgl. § 2 der Verordnung über 
die veterinärrechtlichen Anforderungen beim innerstaatlichen Inverkehrbringen von Samen, 
Eizellen und Embryonen von bestimmten Haustieren, BGBl. II Nr. 310/2012). 

Regelungen betreffend Belegscheine, Besamungstechniker und tierzüchterische Dokumentation, 
beispielsweise in Besamungsstationen oder Samendepots, sind auch aus tierzuchtfachlichen 
Gründen notwendig, ohne veterinärrechtliche Regelungen zu tangieren. 

6. Schließlich werden mit dem Entwurf entsprechend der bereits geltenden Rechtslage auch andere 
Rechtsakte der Europäischen Union berücksichtigt, wie die Richtlinie 2005/36/EG über die 
Anerkennung von Berufsqualifikationen und die Richtlinie 2006/123/EG über Dienstleistungen im 
Binnenmarkt. 

7. Die Zuständigkeit des Landesgesetzgebers zur Erlassung eines diesem Entwurf entsprechenden 
Gesetzes ergibt sich aus Art. 15 Abs. 1 B-VG (vgl. VfSlg. 2073/1950, 3153/1957).  

Aufgrund des Hinweises in § 14 Abs. 6 dieses Gesetzesentwurfes ist der Gesetzesbeschluss nach 
§ 9 Finanz-Verfassungsgesetz 1948  vor seiner Kundmachung dem Bundeskanzleramt 
bekanntzugeben. Vor Ablauf der Einspruchsfrist von acht Wochen ist die Kundmachung nur 
zulässig, wenn die Bundesregierung ausdrücklich zustimmt.  
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II. 
Bemerkungen zu einzelnen Bestimmungen 

Zum 1. Abschnitt (Allgemeine Bestimmungen): 

Zu § 1 (Anwendungsbereich, Ziel): 

Abs. 1 verweist auf die unmittelbar geltende Verordnung (EU) 2016/1012 und stellt klar, dass für jene 
Bereiche, die nunmehr unionsrechtlich durch die Verordnung sowie delegierte Rechtsakte und 
Durchführungsrechtsakte geregelt sind, lediglich begleitende Maßnahmen festgelegt werden. 

Die Verordnung (EU) 2016/1012 sieht eine Reihe von Ermächtigungen der Europäischen Kommission 
zur Erlassung von Detailregelungen in Form von delegierten Rechtakten gemäß Art. 290 AEUV und von 
Durchführungsrechtsakten gemäß Art. 291 AEUV vor. Für Durchführungsrechtsakte und delegierte 
Rechtsakte wird gelegentlich auch der Ausdruck „tertiäre Rechtsakte“ verwendet. Die Gesamtheit des 
Tierzuchtrechts der Europäischen Union besteht daher aus der EU-Tierzuchtverordnung als sog. 
„Basisverordnung“ und den dazu erlassenen Durchführungsrechtsakten und delegierten Rechtsakten. Die 
Europäische Kommission hat bisher eine Reihe von Durchführungsrechtsakten und delegierten 
Rechtsakten zur EU-Tierzuchtverordnung in Form von Verordnungen erlassen (siehe Aufzählung im 
Allgemeinen Teil, I.1.), die unmittelbar anwendbar sind. 

Abs. 2: Die vom sachlichen Anwendungsbereich des Entwurfes erfassten Tierarten sind jene des Art. 2 Z 
1 der Verordnung (EU) 2016/1012, die zugleich auch der derzeit geltenden Rechtslage im Kärntner 
Tierzuchtgesetz 2008 entsprechen. 

Abs. 3: Die bisherigen Zielsetzungen des Kärntner Tierzuchtgesetzes 2008 bleiben unverändert. Die Ziele 
des Gesetzes sollen Zweck und Gegenstand der Regelungen abbilden und die kontinuierliche 
Weiterentwicklung in Rechtsetzung und Vollziehung sicherstellen. Dazu gehört auch die 
Berücksichtigung von länderspezifischen und regionalen oder tierartenspezifischen Zielsetzungen, die 
schon bisher im Verantwortungsbereich der Länder legitim verfolgt wurden. 

Im Übrigen harmonieren die Ziele auch mit jenen der Verordnung (EU) 2016/1012 (vgl. dazu etwa die 
Erwägungsründe 10, 11 und 20 der Verordnung). 

Das Tierzuchtrecht der Länder verfolgt darüber hinaus auch Sonderziele und Aufgabenstellungen, wie die 
Erhaltung der genetischen Vielfalt und gefährdeter Rassen, den Erhalt der Tierzucht zwecks 
Sicherstellung der Bewirtschaftung in benachteiligten Situationen, Förderung des Erhalts einer 
kleinstrukturierten und eigenständigen Zucht im Umfeld des immer stärker werdenden internationalen 
Wettbewerbs und neuartiger Entwicklungen (z.B. Patentzucht oder Klonen durch international tätige 
Zuchtunternehmen in der Vertragsproduktion oder im Besamungswesen). 

Die Erhaltung bzw. Förderung der genetischen Qualität und Vielfalt entspricht auch der Verpflichtung, 
die Österreich durch das Übereinkommen über die biologische Vielfalt übernommen hat. 

Auf § 1 Abs. 3 wird in anderen Bestimmungen des Entwurfes ausdrücklich verwiesen, womit dessen 
Inhalt auch bei deren Vollziehung zu berücksichtigen ist. 

Zum 2. Abschnitt (Zuchtverband und Zuchtunternehmen): 

Zu § 2 (Anerkennung als Zuchtverband oder Zuchtunternehmen): 

Abs. 2: Die anzugebenden Stammdaten entsprechen dem gemeinsamen Rahmenentwurf, die inhaltlichen 
Anforderungen richten sich nach Anhang I Teil 1 der Verordnung (EU) 2016/1012. 

Abs. 3: Die Beiziehung des Tierzuchtrates soll weiterhin vorgesehen werden. 

Abs. 4 und 5: Die Liste nach Art. 7 der Verordnung (EU) 2016/1012 wird in Österreich vom 
Bundesministerium für Nachhaltigkeit und Tourismus geführt. Die Behörde hat die dafür notwendigen 
Daten umgehend bekannt zu geben. 

Die Verordnung (EU) 2016/1012 erfordert die regelmäßige Übermittlung von Informationen über die 
Situation der Tierzucht in den einzelnen Mitgliedstaaten. Diese Funktion übernimmt das 
Bundesministerium für Nachhaltigkeit und Tourismus (vormals BMLFUW) im Sinne der 
Außenvertretung bereits seit vielen Jahren. Auf fachlicher Ebene gibt es das Einverständnis für die 
Weiterführung der gehandhabten Verwaltungspraxis. Diese soll beibehalten und nunmehr festgeschrieben 
werden. 

In Abs. 6 und 7 werden die in Art. 5 der  Verordnung (EU) 2016/1012 vorgegebenen Fristen 
zulässigerweise verkürzt. 

Abs. 8 regelt die Entziehung der Anerkennung und legt weitere Tatbestände neben jenen von Art. 6 und 
Art. 47 Abs. 1 lit. e der Verordnung (EU) 2016/1012 fest. Art. 6 der Verordnung (EU) 2016/1012 ist auch 
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auf bestehende (übergeleitete) Zuchtprogramme anzuwenden. Zudem wird festgehalten, dass die 
Entziehung der Anerkennung nach Art. 6 der Verordnung (EU) 2016/1012 auch dadurch abgewendet 
werden kann, dass statt einer geänderten Fassung des Zuchtprogramms ein gänzlich neues 
Zuchtprogramm eingereicht wird. Mit der Entziehung der Anerkennung verliert der Zuchtverband bzw. 
das Zuchtunternehmen auch das Recht, Zuchtprogramme durchzuführen.  

Zu § 3 (Genehmigung von Zuchtprogrammen): 

§ 3 enthält zur Verordnung (EU) 2016/1012 ergänzende verfahrensrechtliche Bestimmungen hinsichtlich 
der Genehmigung bzw. Änderung von Zuchtprogrammen. Die Behörde hat vor ihrer Entscheidung ein 
Gutachten des Tierzuchtrates einholen (Abs. 1). 

Die Anerkennung von Zuchtverbänden oder Zuchtunternehmen ist nunmehr von der Genehmigung von 
Zuchtprogrammen zu unterscheiden. Ein anerkannter Zuchtverband oder ein anerkanntes 
Zuchtunternehmen, der bzw. das beabsichtigt, ein weiteres Zuchtprogramm durchzuführen, muss nur 
mehr das neue Zuchtprogramm genehmigen lassen. Eine eigene Anerkennung für in anderen 
Bundesländern oder Mitgliedstaaten anerkannte Zuchtverbände bzw. Zuchtunternehmen, die ihr dort 
genehmigtes Zuchtprogramm auch in Kärnten durchführen wollen, ist nicht vorgesehen, weil die 
entsprechenden Voraussetzungen schon geprüft wurden und darüber tierzuchtbehördlich abgesprochen 
wurde.  

Dafür ist aber im Hinblick auf die in einem anderen Bundesland anerkannten Zuchtverbände bzw. 
Zuchtunternehmen eine Genehmigung nach § 3 Abs. 4 sowie im Hinblick auf die in anderen 
Mitgliedstaaten oder Vertragsstaaten anerkannten Zuchtverbände bzw. Zuchtunternehmen eine 
Genehmigung des Zuchtprogrammes nach § 3 Abs. 5 erforderlich. Nach Art. 12 der EU-
Tierzuchtverordnung ist erst dann vorzugehen, wenn die Anerkennung bzw. Genehmigung des 
Zuchtprogrammes bereits erteilt wurde (siehe Art 12 Abs. 1 EU-Tierzuchtverordnung).  

Die Bestimmung, dass das Zuchtprogramm in ganz Kärnten durchgeführt werden muss, orientiert sich am 
gemeinsamen Rahmenentwurf und soll gewährleisten, dass Züchter aus ganz Kärnten die Möglichkeiten 
haben, sich an einem genehmigten Zuchtprogramm zu beteiligen. 

Die zuständige Behörde hat nach Art. 12 Abs. 8 der Verordnung (EU) 2016/1012 die Europäische 
Kommission von einer Verweigerung zu unterrichten. Dies soll im Sinne der Außenvertretung über 
Mitteilung an den Bund erfolgen (Abs. 6 Z 2). 

Wenn der Zuchtverband bzw. das Zuchtunternehmen sein bzw. ihr Zuchtprogramm auch in anderen 
Mitgliedstaaten durchführen will (bloßes Weiden oder zur Schau stellen von Zuchttieren im Nachbarland 
fällt nach Erwägungsgrund 35 der EU-Tierzuchtverordnung nicht darunter), ist diesbezüglich die dortige 
zuständige Behörde im Sinne des Art. 12 der EU-Tierzuchtverordnung zu benachrichtigen. Dies jedoch 
erst nach erfolgter Genehmigung des Zuchtprogrammes (§ 3 Abs. 5). 

Um auf der Grundlage eines Antrages auf Überprüfung gemäß Art. 12 Abs. 8 EU-Tierzuchtverordnung 
eine neuerliche Entscheidung der Behörde zu ermöglichen, sieht § 3 Abs. 6 Z 4 vor, dass der Antrag auf 
Überprüfung in Z 3 als nicht aufsteigendes Rechtsmittel konstruiert ist, bei dessen fristgerechter 
Einbringung der erste Bescheid außer Kraft tritt.  

Die in Art. 12 Abs. 8 EU-Tierzuchtverordnung vorgesehene gemeinsame Überprüfung der 
Verweigerungsentscheidung durch die Behörde und die zuständige Behörde des anderen Mitgliedstaates 
oder Vertragsstaates wird als Anhörungsrecht der zuständigen Behörde des anderen Mitgliedstaates oder 
Vertragsstaates konstruiert. Zum unionskonformen Vollzug wird die Behörde die zuständige Behörde des 
anderen Mitgliedstaates oder Vertragsstaates sowohl bei der Ermittlung des relevanten Sachverhalts als 
auch bei dessen rechtlicher Würdigung in ihre Willensbildung einzubeziehen haben, die letztendliche 
Entscheidung fällt jedoch ausschließlich die Behörde, die Herstellung von Konsens mit der zuständigen 
Behörde des anderen Mitgliedstaates oder Vertragsstaates ist nicht erforderlich. Wird den Vorstellungen 
der zuständigen Behörde des anderen Mitgliedstaates oder Vertragsstaates nicht Rechnung getragen, sind 
die dafür maßgeblichen Überlegungen allerdings in der Begründung darzulegen.  

Abs. 9 regelt die Aussetzung bzw. Entziehung der Genehmigung von Zuchtprogrammen. Diese 
Bestimmung ist auch auf bestehende (übergeleitete) Zuchtprogramme von Zuchtverbänden bzw. 
Zuchtunternehmen, deren Anerkennung ebenfalls übergeleitet wurde, anwendbar und soll die Einhaltung 
der geltenden tierzuchtrechtlichen Vorschriften sicherstellen.  

Abs. 10 und 11 gelten grundsätzlich für alle in Kärnten rechtmäßig tätigen Zuchtverbände und 
Zuchtorganisationen. Festzuhalten ist, dass im Kapitel VII der Verordnung (EU) 2016/1012 bzw. den 
dazu erlassenen Durchführungsrechtsakten formale Vorgaben und Verpflichtungen betreffend 
Tierzuchtbescheinigungen enthalten sind. Eine ordnungsgemäße Zuchtbuch- bzw. 
Zuchtregistereintragung bzw. Ausstellung von Tierzuchtbescheinigungen wird sowohl durch die 
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Anordnungsbefugnis im § 18 Abs. 3 Z 4 als auch durch die einschlägigen Strafbestimmungen  
hinreichend sichergestellt.  

§ 4 dient der Durchführung von Art. 9 EU-Tierzuchtverordnung. Der Anwendungsbereich des § 4 ist die 
Genehmigung von wesentlichen Änderungen eines genehmigten Zuchtprogramms. Dies bedeutet, dass 
dann, wenn sich aus der Mitteilung des Zuchtverbandes bzw. des Zuchtunternehmens ergibt, dass kein 
geändertes, sondern ein neues Zuchtprogramm (durch welches vielleicht auch ein anderes bereits 
genehmigtes Zuchtprogramm gefährdet wird) durchgeführt werden soll, eine Genehmigung nicht in Frage 
kommt.  

Da der Begriff „wesentliche Änderungen“ nicht näher definiert ist, jedoch ein Konkretisierungbedarf 
besteht, wurde der Tierzuchtrat ersucht, die dafür notwendigen Kriterien an Hand des Erwägungsgrundes 
25 zu entwickeln. Diese sind in den vorliegenden Gesetzesentwurf eingeflossen.  

Keine genehmigungspflichtige wesentliche Änderung nach Abs. 1 liegt vor, wenn der Zuchtverband oder 
das Zuchtunternehmen sein Zuchtprogramm auf ein anderes Bundesland oder einen anderen Mitgliedstaat 
oder Vertragsstaat ausdehnen will. Die endgültige Entscheidung über die Zulässigkeit der Durchführung 
des Zuchtprogramms in diesen Gebieten fällt ausschließlich die dortige Behörde nach Art. 12 EU-
Tierzuchtverordnung.  

Auch wenn Art. 9 der Verordnung (EU) 2016/1012 es nicht explizit vorsieht, so erscheint auch eine 
ausdrückliche positive behördliche Entscheidung bei wesentlichen Änderungen eines Zuchtprogramms 
rechtlich zulässig. Eine solche bescheidmäßige Genehmigung ermöglicht im Einzelfall im Interesse des 
antragstellenden Zuchtverbandes bzw. Zuchtunternehmens auch eine frühzeitige und damit raschere 
Entscheidung (binnen 90 Tagen). Es ist durchaus anzunehmen, dass in der tierzuchtbehördlichen Praxis 
einzelne Zuchtverbände bzw. Zuchtunternehmen auf diese frühere (positive) Entscheidung drängen 
werden, ein Rechtsanspruch darauf besteht aber nicht. 

Erfolgt eine Genehmigung im Sinne von Art. 9 Abs. 3 EU der Verordnung (EU) 2016/1012, so ist das auf 
diese Weise genehmigte Zuchtprogramm mit einem Genehmigungsvermerk („Im Sinne des Art. 9 Abs. 3 
der Verordnung [EU] 2016/1012 genehmigt“, Datum und Unterschrift) zu versehen. Zumindest eine 
Ausfertigung davon ist dem Antragsteller zu übermitteln. Durch die stillschweigend angenommene 
Genehmigung wird der Bescheid, mit dem das (ursprüngliche) Zuchtprogramm genehmigt wurde, 
abgeändert. Der Genehmigungsvermerk ist nicht notwendig, wenn die Änderung durch Bescheid 
genehmigt wird. 

Auch in Verfahren betreffend Änderungen an genehmigten Zuchtprogrammen ist die Einholung eines 
Gutachtens des Tierzuchtrates erforderlichenfalls zulässig. 

Zu § 5 (Leistungsprüfung und Zuchtwertschätzung): 

Hinsichtlich der Verpflichtungen nach Art. 27 Abs. 6 und Art. 28 Abs. 2 der Verordnung (EU) 2016/1012 
wird festgelegt, dass die entsprechenden Informationen im Internet öffentlich zugänglich zu machen und 
laufend zu aktualisieren sind. Die Regelung ist zur sinnvollen Durchführung der genannten 
Bestimmungen notwendig, um zu verhindern, dass die öffentliche Zugänglichmachung der Informationen 
bei jedem Zuchtverband bzw. jedem Zuchtunternehmen unterschiedlich erfolgt.  

Zum 3. Abschnitt (Übereignung oder Überlassung von (Zucht)Tieren, Abgabe von Samen, Eizellen 
und Embryonen sowie deren Verwendung): 

Zu § 6 (Übereignung oder Überlassung von Zuchttieren): 

Die Bestimmungen über Übereignung und Überlassung von Zuchttieren wurde den neuen 
unionsrechtlichen Rahmenbedingungen angepasst. Tierzuchtbescheinigungen oder das lebenslange 
Identifizierungsdokument bei Equiden müssen von der zuständigen Stelle ausgestellt sein und über die 
entsprechenden Angaben verfügen. Die Ausstellung von Zuchtbescheinigungen ist bei Rindern, 
Schweinen Schafen, Ziegen und Equiden bereits anderweitig im EU-Recht geregelt und nicht Gegenstand 
dieses Landesgesetzes.  

Die Ausstellung von Equidenpässen ist separat geregelt. Bis zum Zeitpunkt der Anwendung von Art. 110 
der Verordnung (EU) 2016/429 sollten die Zuchtverbände, die genehmigte Zuchtprogramme mit 
reinrassigen Zuchtequiden durchführen, weiterhin die Identitätsausweise für diese reinrassigen Zuchttiere 
gemäß Art. 8 Abs. 1 der Richtlinie 90/427/EWG ausstellen können (siehe dazu Erwägungsgrund Nr. 80 
der Richtlinie 90/427/EWG). 

Wenn ein Zuchttier innerhalb eines Zuchtverbandes bzw. Zuchtunternehmens übereignet wird, braucht 
eine Tierzuchtbescheinigung nicht mitgegeben werden, da es ja nicht in ein anderes Zuchtbuch 
eingetragen werden soll. Dasselbe gilt, wenn das Tier einem Schlachthof übereignet wird oder für die 
Schlachtung vorgesehen ist. 
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§ 6 Z 2 wird auch dadurch entsprochen, dass dem Übernehmer der Zugriff auf die Angaben im Sinn von 
Anhang V der Tierzuchtverordnung 2016/1012 in elektronischer Form möglich gemacht wird bzw. ist. 
Von der Z 2 sind unter anderem auch von Besamungsstationen, welche für die Verbringung von solchem 
Zuchtmaterial in die EU zugelassen sind, auf Grundlage von Art. 33 der Richtlinie 90/427/EWG 
ausgestellte Tierzuchtbescheinigungen erfasst. 

Zu § 7 (Verwendung von Tieren im Natursprung): 

Diese Bestimmung wurde den unionsrechtlichen Rahmenbedingungen angepasst, entspricht im Übrigen 
jedoch dem geltenden Recht. 

Zu § 8 (Inverkehrbringen und Abgabe von Samen): 

Die Bestimmungen über das Inverkehrbringen und die Abgabe von Samen wurden dem gemeinsamen 
Rahmenentwurf entsprechend an die neue Rechtslage durch die Verordnung (EU) 2016/1012 angepasst. 

So bestimmt § 7 der Verordnung über die veterinärrechtlichen Anforderungen beim innerstaatlichen 
Inverkehrbringen von Samen, Eizellen und Embryonen von bestimmten Haustieren, BGBl. II Nr. 
310/2012, dass jede Form des Inverkehrbringens und die Abgabe von Samen durch andere als 
zugelassene Einrichtungen verboten ist. Demnach dürfen nur Besamungsstationen und Samendepots 
Samen in Verkehr bringen und abgeben. Im Bereich des Veterinärrechts wird auch zu entscheiden sein, 
ob von der Ermächtigung des Art. 21 Abs. 6 der Verordnung (EU) 2016/1012 Gebrauch gemacht wird. 

Da somit neben den tierzuchtrechtlichen Vorschriften auch die einschlägigen veterinärrechtlichen 
Bestimmungen zu beachten sind, erscheint es angebracht, die einschlägigen Begriffe soweit wie möglich 
anzugleichen. 

Im Hinblick auf das Inverkehrbringen und der Abgabe von Samen haben sich die im Veterinärrecht 
gebräuchlichen Begriffe in der Praxis durchgesetzt, und haben diese deshalb auch hier Aufnahme 
gefunden. Für sie gelten daher die Definitionen nach § 2 der Verordnung über die veterinärrechtlichen 
Anforderungen beim innerstaatlichen Inverkehrbringen von Samen, Eizellen und Embryonen von 
bestimmten Haustieren, BGBl. II Nr. 310/2012. Demnach ist unter dem Inverkehrbringen das 
„Verbringen zwischen zugelassenen Einrichtungen“ gemeint und unter „Verbraucher“ fallen Tierärzte, 
Besamungstechniker, Eigenbestandsbesamer oder Landwirte, in deren Bestand ein Erzeugnis verbraucht 
wird. 

Auch in Hinkunft darf Samen in Kärnten nur von Besamungsstationen und Samendepots, die nach den 
veterinärrechtlichen Vorschriften zugelassen sind in Verkehr gebracht oder abgegeben werden. Für die 
Praxis ergibt sich insofern keine Änderung, als die veterinärrechtlich zugelassenen Einrichtungen im 
veterinärrechtlichen Informationssystem gelistet sind. 

Hingegen sind entgegen der bisherigen Rechtslage Besamungsstationen nicht mehr befugt, für von ihnen 
gewonnenen Samen Zucht- und Herkunftsbescheinigungen für Samen auszustellen, dies ist nur noch den 
Zuchtunternehmen und Zuchtverbänden gestattet. 

Zu § 9 (Verwendung von Samen): 

Die Bestimmung über die Verwendung von Samen wurde dem Rahmenentwurf entsprechend an die neue 
Rechtslage durch die Verordnung (EU) 2016/1012 angepasst. 

Hinsichtlich der Aufzeichnungen soll nunmehr die Anführung der Chargennummer des Samens entfallen, 
als diese veterinärrechtlich bereits geregelt ist. Abweichend zur geltenden Rechtslage wird auch der 
Verweis in Abs. 5 nunmehr dahingehend geändert, dass die Bestimmung betreffend den Betrieb (Abs. 3 Z 
3) nicht anzuwenden ist. 

Die nach Abs. 3 angeführten Daten können auch in elektronischer Form an die vom Halter genannte 
Stelle übermittelt werden. 

Nach Abs. 5 sind die einschlägigen veterinärrechtlichen Vorschriften einzuhalten. § 8 Abs. 3 der 
Verordnung über die veterinärrechtlichen Anforderungen beim innerstaatlichen Inverkehrbringen von 
Samen, Eizellen und Embryonen von bestimmten Haustieren, BGBl. II Nr. 310/2012, regelt, dass 
Frischsamen von Tieren des eigenen Bestandes, die seit mindestens 30 Tagen vor der Samengewinnung 
in diesem Bestand gehalten wurden, zur künstlichen Besamung von Tieren des eigenen Bestandes, die 
seit mindestens 30 Tagen vor der Besamung in diesem Bestand gehalten wurden, verwendet werden darf 
(Eigengewinnung zur Eigenbestandsbesamung). 

Ein Equidenzüchter eines Zuchtverbandes, der ein genehmigtes Zuchtprogramm durchführt, das z.B. die 
künstliche Besamung verbietet, ist intern an diese Verpflichtung aus dem Zuchtprogramm gebunden. Hält 
er sich nicht daran, verstößt er gegen die internen Vorschriften, was auch zu internen Konsequenzen 
führen kann. 
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Zu § 10 (Inverkehrbringen und Abgabe von Eizellen und Embryonen): 

Diese Bestimmung entspricht der bisherigen Rechtslage. 

Auch in Hinkunft dürfen Eizellen und Embryonen in Kärnten nur von Embryo-Entnahmeeinheiten, 
Besamungsstationen und Samendepots, die nach den veterinärrechtlichen Vorschriften zugelassen sind in 
Verkehr gebracht oder abgegeben werden. Für die Praxis ergibt sich insofern keine Änderung, als die 
veterinärrechtlich zugelassenen Einrichtungen im veterinärrechtlichen Informationssystem gelistet sind. 

Hingegen sind entgegen der bisherigen Rechtslage Embryo-Entnahmeeinheiten nicht mehr befugt, für 
von ihnen gewonnenen Samen Zucht- und Herkunftsbescheinigungen für Samen auszustellen, dies ist nur 
noch den Zuchtunternehmen und Zuchtverbänden gestattet. 

Zu § 11 (Verwendung von Embryonen): 

Diese Bestimmung entspricht der bisherigen Rechtslage. 

Zu § 12 (Besamungstechniker, Eigenbestandsbesamer): 

Die Prüfung der Verlässlichkeit soll sich nach Abs. 3 auf die Überprüfung hinsichtlich strafgerichtlicher 
Verurteilungen wegen Tierquälerei oder wegen Übertretung tierschutz-, tierzucht- oder 
veterinärrechtlicher Vorschriften beschränken. 

Im Übrigen entspricht diese Bestimmung dem geltenden Recht, in Abs. 8 erfolgt eine Präzisierung 
dahingehend, dass die dort genannten Mitteilungen dem Landeshauptmann „als Veterinärbehörde“, 
aufgrund dessen Zuständigkeit in der mittelbaren Bundesverwaltung (Art. 10 Abs. 1 Z 12 B-VG), 
bekanntzugeben sind. 

Zu § 13 (Anerkennung von Berufsqualifikationen): 

Hinsichtlich der Anerkennung von Berufsqualifikationen wird mit dem Ziel einer Vereinheitlichung und 
Transparenz des Landesrechts auf das Kärntner Berufsqualifikationen-Anerkennungsgesetz verwiesen.  

Zum 4. Abschnitt (Förderung): 

Zu § 14 (Verpflichtungen der Gemeinden): 

Diese Bestimmungen entsprechen im Wesentlichen der bisherigen Rechtslage. 

Die Förderung der Vatertierhaltung bzw. der künstlichen Besamung darf nur im Rahmen der geltenden 
gemeinschaftsrechtlichen Regelungen erfolgen. Grundsätzlich sind sämtliche beihilfenrechtliche 
Vorschriften notifizierungspflichtig. Davon ausgenommen sind sog. „De-minimis-Beihilfen“. 

Gemäß der Verordnung (EU) Nr. 1408/2013 der Kommission vom 18. Dezember 2013 („De-minimis-
Agrar“) über die Anwendung der Art. 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union auf De-minimis-Beihilfen im Agrarsektor wird die Förderungsgewährung zugunsten eines 
Unternehmens/eines Landwirtes bis zum Betrag von € 15.000,- innerhalb von drei Jahren nicht als 
wettbewerbsverzerrend angesehen und unterliegt damit auch nicht der Anmeldepflicht gemäß dem 
Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union. Der Dreijahreszeitraum ist fließend, d.h. bei jeder 
Neubewilligung einer „De-minimis“-Beihilfe ist die Gesamtsumme der im laufenden und in den beiden 
vorangegangenen Kalenderjahren erhaltenen „De-minimis“-Beihilfen maßgeblich. Ob bereits gewährte 
Förderungen „De-minimis“-Beihilfen waren, ist üblicherweise aus den Bewilligungsschreiben ersichtlich. 

Die Verpflichtungen der Gemeinden sollen sich auf das Zur-Verfügung-Stellen männlicher Zuchttiere 
(ausgenommen für die Pferdezucht), Beiträge zu den Kosten der künstlichen Besamung und Beiträge für 
den Hengstenfonds erstrecken.  

Der Kärntner Gemeindebund regte an, die Bestimmungen über die Förderung der künstlichen 
Besamung so zu ändern, dass jährlich ein Pauschalbetrag pro besamungsfähigen weiblichen Rind 
anzusetzen sei, da der erforderliche Aufwand der Zählung und Verrechnung zumeist nicht mit den 
bezahlten Beträgen in Relation zu bringen sei.  

Im Einvernehmen mit der Landwirtschaftskammer Kärnten wurde daher in § 14 Abs. 2 alternativ zur 
Förderung je Samenportion  (5 Euro bei Rindern, 4,50 Euro bei allen anderen Tieren) ein Pauschalbetrag  
von 12 Euro für jedes deckfähige weibliche Rind pro Kalenderjahr vorgesehen. 

Der derzeit gemäß § 21 Abs. 2 erster Satz Kärntner Tierzuchtgesetz 2008 auszubezahlende Betrag 
von 4,50 Euro je Samenportion wurde auf Grundlage der im Zeitpunkt der Erlassung des Kärntner 
Tierzuchtgesetzes 2008 durchschnittlichen Kosten in Höhe von 9,00 Euro je Samenportion festgelegt. Die 
Übernahme der Hälfte dieser Kosten durch die Gemeinde ergibt sich aus der nach den vorangegangenen 
gesetzlichen Bestimmungen, zuletzt in § 30 Tierzuchtgesetz 1995, ergebenden Verpflichtung der 
Gemeinde den Haltern weiblicher Tiere, die künstlich besamt werden, jedenfalls 50 v.H. der Kosten des 
Samens zu ersetzen. Die Samenkosten sind zwischenzeitlich angestiegen: Im Jahr 2018 kostete eine 
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Samenportion durchschnittlich 10,24 Euro je Portion. Der von der Gemeinde den landwirtschaftlichen 
Betrieben auszuzahlende Beitrag ist daher in Höhe von € 5,00 je Samenportion zu den Samenkosten für 
die künstliche Besamung für weibliche Rinder neu festzusetzen. Im Bereich der künstlichen Besamung 
beim Schwein hat es keinen für die Förderung relevanten Preisanstieg gegeben. 

Gemäß § 21 Abs. 2 dritter Satz Kärntner Tierzuchtgesetz 2008 besteht bereits die Möglichkeit einer 
alternativen Möglichkeit zur Bezahlung eines pauschalen Beitrages durch die Gemeinde. Diese Regelung 
ist so formuliert, dass die Gemeinde die Höhe des auszuzahlenden Beitrages mittels Nachfrage bei 
diversen Stellen eruieren muss. Diese Regelung ist unpraktikabel und mit einem hohen 
Verwaltungsaufwand verbunden. Die Einführung eines im Gesetz festgesetzten Beitrages führt zu einer 
Vereinfachung der Abwicklung. Bei der Berechnung eines alternativ festgesetzten Pauschalbeitrages sind 
die im Durchschnitt 2,2 erforderlichen Besamungen zu berücksichtigen, welche erforderlich sind, um die 
Trächtigkeit eines weiblichen Rindes zu erreichen. Unter Berücksichtigung der Kosten je Samenportion 
von 10,24 Euro und dem Durchschnittswert von 2,2 erforderlichen Besamungen pro weiblichen Rind 
ergibt sich ein Beitrag von 22,52 Euro. Die Gemeinde übernimmt die Hälfte dieses Beitrages. Der 
Pauschalbeitrag für die Besamung eines weiblichen Rindes ist daher in Höhe von pauschal 12,00 Euro 
pro Kalenderjahr festzusetzen.  

Diese Anpassungen stellen keine finanziellen Mehrbelastungen für die Gemeinde dar, da die Anzahl 
der rinderhaltenden Betriebe und damit einhergehend die Anzahl der deckfähigen weiblichen Rinder und 
damit in Folge die Anzahl der erforderlichen künstlichen Besamungen rückläufig sind: 
 

Anzahl der … 2008 2018 

…rinderhaltenden Betriebe 8.498 6.783 

…der Kühe 87.860 80.684 

…der Kalbinnen 1 bis 2 Jahre 16.740 16.289 

…der Kalbinnen über 2 Jahre 10.900 10.266 
 

Aufgrund des Rückganges der rinderhaltenden Betriebe um ca. 20 % und der deckfähigen 
weiblichen Rinder um ca. 7 % ist die Anpassung der Förderungsbeiträge für die Gemeinden 
kostenneutral. Die Neuregelung des Pauschalbeitrages für weibliche Rinder stellt weiters eine wesentliche 
Verwaltungsvereinfachung für die Gemeinde dar. 

Die Einzelheiten der Förderung sollen durch Verordnung der Landesregierung auf Basis des 
Gemeinschaftsrechts und unter Beachtung der Zielsetzungen des Gesetzes festgelegt werden. So wird 
insbesondere die erforderliche Zahl männlicher Zuchttiere je nach Tierart zu regeln sein, sowie die Höhe 
der Beiträge an den Hengstenfonds. Ebenfalls näher determiniert werden sollen die Voraussetzungen, 
unter denen die Beschaffung und Haltung der Hengste gefördert wird. Um den Aufzeichnungspflichten 
im Rahmen des Zentralregisters im Amt der Landesregierung zu entsprechen, hat die Verordnung im 
Einzelnen festzulegen, welche Nachweise zB Belegscheine, Besamungsscheine vorzulegen sind, und wie 
weit die Landwirtschaftskammer in die Abwicklung des Beihilfenverfahrens aus Gründen der 
Verwaltungsvereinfachung und zur Entlastung der Gemeinden einzubeziehen ist (vgl. Kärntner 
Tierzuchtförderungsverordnung 2009, LGBl. Nr. 13/2010, idF LGBl. Nr. 20/2014).  

Abs. 5 sieht vor, dass die Gemeinden im Rahmen des Gemeinschaftsrechts auf freiwilliger Basis weitere 
Beihilfen im Rahmen des Besamungswesens gewähren dürfen. 

In Abs. 6 wird darauf hingewiesen, dass die Gemeinden die Kosten aus der Haltung männlicher 
Zuchttiere und der damit im Zusammenhang stehenden Einrichtungen auf jene Tierhalter umlegen 
können, die die Vatertiere in Anspruch genommen haben. Ebenso können die Gemeinden die Beiträge an 
den Hengstenfonds auf die Stutenhalter umlegen. Diese Umlagen gründen sich unmittelbar auf § 7 Abs. 5 
Finanz-Verfassungsgesetz 1948 und § 17 Abs. 3 Z 4 FAG 2017. Es handelt sich um ausschließliche 
Gemeideabgaben (§ 16 Abs. 2 FAG). Die Vatertierhaltung ist als Gemeindeeinrichtung, die für Zwecke 
der öffentlichen Verwaltung betrieben wird, zu qualifizieren. 

Zum 5. Abschnitt (Behörden, Tierzuchtrat, Überwachung, Verordnungen, Strafbestimmungen): 

Zu § 15 (Behörden): 

Die Festlegung der Zuständigkeit der Landwirtschaftskammer als zuständige Behörde im Sinn des Art. 2 
Abs. 8 der Verordnung (EU) 2016/1012 entspricht dem gemeinsamen Rahmenentwurf. Grundsätzlich soll 
die Landwirtschaftskammer Behörde nach dem Kärntner Tierzuchtgesetz 2020 sein, ausgenommen davon 
sind nur jene Fälle, in denen ausdrücklich anderes vorgesehen ist (zB § 12). 
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Abs. 3: Die Bestimmung entspricht den Vorgaben des gemeinsamen Rahmenentwurfs. 

Abs. 4: Diese Bestimmung entspricht dem geltenden Recht. 

Zu § 16 (Tierzuchtrat): 

Diese Bestimmung entspricht dem geltenden Recht. Die länderübergreifende Zusammenarbeit und 
fachliche Beurteilung im Tierzuchtrat auf der Grundlage einer Art. 15a B-VG-Vereinbarung hat sich 
bewährt und ist weiter fortzusetzen. Mit dem Tierzuchtrat soll der durch die vermehrt 
grenzüberschreitende Tätigkeit von Zuchtverbänden und Zuchtunternehmen entstehende 
Koordinationsbedarf bewältigt werden. Zudem dient er der fachlichen Unterstützung der Behörde bei 
einer einheitlichen Umsetzung bzw. Auslegung des Tierzuchtrechts in Österreich, um nachteilige 
Auswirkungen auf die österreichische Tierzucht zu vermeiden. Die Hauptaufgabe des Tierzuchtrats liegt 
in der Erstellung von Fachgutachten. Ein solches Gutachten ist von der Behörde insbesondere in 
Verfahren über die Anerkennung von Zuchtverbänden bzw. Zuchtunternehmen zwingend einzuholen. 
Daneben kann die Behörde bzw. das Landesverwaltungsgericht auch in anderen im Tierzuchtgesetz 
vorgesehenen Verfahren Gutachten des Tierzuchtrates einholen sowie sich zu sonstigen 
tierzuchtfachlichen Fragen von ihm beraten lassen. Dies umfasst auch alle weiteren Sachverhalte, die für 
die Vollziehung Bundesländer übergreifender Verfahren und Beurteilungen im Tierzuchtrat zu behandeln 
sind sowie im Zusammenhang mit der Umsetzung der Verordnung (EU) 2016/1012 stehen. 

Zu § 17 (Verfahren, Überwachung): 

Zu den Kontrollen nach Abs. 2 gehören auch jene, die auf Grund von Ersuchen anderer Mitgliedstaaten 
bzw. der Kommission erfolgen. 

Nach Abs. 3 Z 6 kann auch die auf dieses Gesetz gestützte Besamungstätigkeit untersagt werden, falls die 
Verlässlichkeit im Sinn des § 12 verloren geht. 

Die Verpflichtung nach Abs. 4 gilt für alle in Kärnten züchterisch tätigen Zuchtverbände bzw. 
Zuchtunternehmen. Die Bestimmung entspricht dem gemeinsamen Rahmenentwurf der Länder und dient 
im Besonderen der Wahrnehmung der Kontrollpflichten der zuständigen Behörde entsprechend dem 
Kapitel X der Verordnung (EU) 2016/1012. 

In Abs. 6 wird von der Ermächtigung des Art. 47 Abs. 4 der Verordnung (EU) 2016/1012 Gebrauch 
gemacht, wonach anfallende Kosten im Verwaltungsstrafverfahren geltend gemacht und dem 
Beschuldigten in einem Straferkenntnis neben einer Verwaltungsstrafe vorgeschrieben werden können. 

Zu § 18 (Verordnungen): 

Diese Bestimmung entspricht dem geltenden Recht. 

Zu § 19 (Strafbestimmungen): 

Diese Bestimmung entspricht weitgehend dem geltenden Recht. Im Übrigen sollen damit auch Verstöße 
gegen die Verordnung (EU) 2016/1012 entsprechend Art. 52 leg. cit. als Verwaltungsübertretung 
festgelegt werden. Die Bestimmung betreffend den Verfall von Samen, Eizellen oder Embryonen 
entspricht ebenso dem geltenden Recht.  

Zum 6. Abschnitt (Schluss-, Übergangs- und Inkrafttretensbestimmungen): 

Zu § 20 (Datenverarbeitung): 

Die Bestimmungen über die Verarbeitung personenbezogener Daten werden an die Datenschutz-
Grundverordnung (EU) 2016/679 angepasst. 

Zu § 21 (Schluss- und Übergangsbestimmungen): 

Die bestehenden Zuchtorganisationen bleiben nach Art. 64 der Verordnung (EU) 2016/1012 ohne 
Verfahren weiter anerkannt und können auch ihre Zuchtprogramme ohne Verfahren weiter durchführen, 
müssen aber die Bestimmungen der Verordnung (EU) 2016/1012 einhalten und erforderlichenfalls auch 
ihre Zuchtprogramme entsprechend anpassen. 

Auf Grundlage der Abs. 2 bis Abs. 4 sind auch alle zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes 
anerkannte Zuchtorganisationen in die Liste der anerkannten Zuchtverbände und Zuchtunternehmen nach 
Art. 7 der Verordnung (EU) 2016/1012 aufzunehmen. 
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Regierungsvorlage 
März 2020                                                                            zu Zl.01-VD-LG-1827/2-2020 

Finanzielle Erläuterungen  
zum Entwurf eines Gesetzes über die Tierzucht in Kärnten 

(Kärntner Tierzuchtgesetz 2020 – K-TZG 2020) 
 

Die Abteilung 10 des Amtes der Kärntner Landesregierung hat zu den finanziellen Auswirkungen des 
Gesetzesentwurfes Folgendes mitgeteilt: 
 

„Finanzielle Auswirkungen auf den Landeshaushalt und andere öffentliche Haushalte 
 

Die Landwirtschaftskammer für Kärnten hat die Funktion als Tierzuchtbehörde und gibt für den Vollzug 
folgende jährliche Kosten an. Die Kosten werden vom Land aufgrund eines zivilrechtlichen Vertrages der 
Landwirtschaftskammer ersetzt.  

Kosten für das Land pro Jahr (Gesamtkosten von ca. 26.380 €)  
 

Anerkennung von Zuchtorganisationen und Zuchtprogrammen, Tierzuchtrat  
 
 
Mitarbeiterkategorie  Personalkosten  

€/h  
Reisekosten  

€/h  
Arbeitszeit  

h  
Gesamtkosten  

€  
Referatsleitung  
Tierzucht  

83,33  16,06  170  ca. 18.000  

Rechtsreferentin  30,84   85  ca. 2.600  

Büromitarbeiterin  
Tierzucht  

28,91   20  ca. 600  

Büromitarbeiterin  
Recht  

29,71   40 ca. 1.200  

Summe     ca. 22.400  

 

Die Kostenschätzung ist auf Basis der zeitlichen Anforderungen im Durchschnitt der Jahre 2017 und 
2018 unter Heranziehung der Personal- und Reisekosten der mit der Aufgabe befassten Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter erfolgt  

Kontrolle Zuchtorganisationen und Umsetzung der Zuchtprogramme  

Aktuell sind in Kärnten 5 Zuchtorganisationen in den Bereichen Rinder, Pferde, Schafe und Ziegen 
anerkannt. Diese 5 Zuchtorganisationen betreuen 28 Zuchtprogramme. Für die Zukunft ist davon 
auszugehen, dass die beiden Rinderzuchtverbände fusionieren und das eine oder andere Zuchtprogramm 
dazu kommt.  

Annahme für die Kostenschätzung  

4 Zuchtorganisationen  

30 Zuchtprogramme  

Kontrollrhythmus: Jährlich  

Kontrolldauer: → 3 Stunden je Zuchtorganisation  

(inklusive Reisezeit sowie Vor- und Nachbetreuung)  

→ ½ Stunde je Zuchtprogramm  
 
 
 
Mitarbeiterkategorie  Personalkosten  

€/h  
Reisekosten  

€/h  
Arbeitszeit  

h  
Gesamtkosten  

€ 
Referatsleitung  
Tierzucht  

83,33  50  17  ca. 1.470 €  
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Büromitarbeiterin  
Tierzucht  

28,91   5  ca. 150 €  

Summe     ca. 1.620 €  
 

Anzeigeverfahren betreffend die Tätigkeitsaufnahme als 
Eigenbestandsbesamer/Besamungstechniker – Bescheinigungsausstellung durch die Kärntner 
Landesregierung  

Ausgangslage: 95 Anzeigen im Kalenderjahr 
 

Verfahrensablauf: Entgegennahme Antrag, Überprüfung der Antragsunterlagen, Ausstellung der 
Bescheinigung 
 

Arbeitsaufwand (je Anzeige):  C –35 Minuten 
 

Somit ergibt sich in Summe bei 95 Anzeigenpro Jahr ein personalmäßiger Aufwand für das Land Kärnten 
von (C –24,85 €) von ca. 2.360 €. 
 

Kosten für die Gemeinden pro Jahr (Gesamtkosten von ca. 2.320.000 €)  
 

Die Kosten für die Gemeinden betreffen die Förderung der Vatertierhaltung und der künstlichen 
Besamung im Rahmen der De-minimis Beihilfen.  
 

 Vatertierhaltung  
 

Rinder  

ca. 750 Stiere im Natursprung, Ø Nutzungsdauer: 2,5 Jahre  

davon ca. 200 bei Viehzuchtgenossenschaften/Vereinen  

ca. 550 bei privaten Haltern  
 
a) Viehzuchtgenossenschaften und –Vereine  
→ 200 Stiere Nachschaffungsbeitrag a 700 € 
→ 120 Stiere Futtergeld a 500 € 

 
140.000 €  
60.000 €  

b) Private Stierhaltung  
→ 220 Stiere jährliche Nachschaffung a 2.200 €  
→  400 € Förderung/Stier  

 
 
88.000 €  

 

Schweine  
 
ca. 330 Eber lt. Viehzählung  
→ Ø Nutzungsdauer: 
→ jährliche Nachbeschaffung  
→ Ankaufskosten:  
→ Förderung:  

 
3 Jahre 
110 Eber 
ca. 1.000 €/Eber  
ca. 30 – 35 %  

 
 
 
 
36.000 €  

 
 

Schafe  
 

ca. 450 Widder im Deckeinsatz  
→ O Nutzungsdauer: 
→ jährliche Nachschaffung: 
→ Ankaufskosten:  
→ Forderung:  

 
3 Jahre  
150 Widder  
ca. 500 €/Widder  
ca. 35 – 40 %  

 
 
 
 
28.000 €  
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Ziegen 
 

ca. 60 Ziegenbocke im Deckeinsatz  
→ O Nutzungsdauer: 
→ jährliche Nachschaffung: 
→ Ankaufskosten:  
→ Forderung:  

 
3 Jahre  
20 Böcke  
ca. 350 €/Eber  
ca. 30 – 35 %  

 
 
 
 
2.500 € 

 

Pferde  

→ Regelung lt. Tierzuchtrecht: 72 € je Stute, die im Zuchtbuch eingetragen ist  

→ ca. 1.000 Stuten                                                                                     72.000 €  
 

 Künstliche Besamung  
 

Rinder  
 

a) Samenkosten  
ca. 87.000 Besamungen a 5,00 €  

 435.000 €  

b) Beiträge zur Tätigkeit des Tierarztes  
→ große individuelle Unterschiede 
zwischen den einzelnen Gemeinden  
Annahme:  

 
 
 
Ø 15 € pro Besamung  

→ 87.000 a 15 €  

 
 
 
1,305.000 € 

 
 

Schweine  

Fördervarianten  
 
a) → ca. 7.500 Samenportionen a 4,50 €  33.750 €  

b) → ca. 90.000 verrechnete Samenkosten  
               → Förderung 50 %  

 
45.000  € 

 
 
 

Schlussfolgerung:  

die Gemeinden fördern die künstliche Besamung beim Schwein mit              40.000 €  
 
 

Angemerkt wird abschließend dass von einem markanten finanziellen Mehraufwand durch den 
Gesetzesentwurf nicht ausgegangen wird, da die Ausgaben für die aufgeschlüsselten Tätigkeiten bereits 
im Wesentlichen mit der Vollziehung des Kärntner Tierzuchtgesetzes 2008, K-TZG 2008, LGBl Nr. 
1/2009, in den Vorjahren angefallen sind.“ 

In § 14 Abs. 6 des Gesetzesentwurfes wird darauf hingewiesen, dass die Gemeinden die Kosten aus der 
Haltung männlicher Zuchttiere und der damit im Zusammenhang stehenden Einrichtungen auf jene 
Tierhalter umlegen können, die die Vatertiere in Anspruch genommen haben. Ebenso können die 
Gemeinden die Beiträge an den Hengstenfonds auf die Stutenhalter umlegen. Diese Umlagen gründen 
sich unmittelbar auf § 7 Abs. 5 Finanz-Verfassungsgesetz 1948 und § 17 Abs. 3 Z 4 FAG 2017. Es 
handelt sich um ausschließliche Gemeideabgaben (§ 16 Abs. 2 FAG). Die Vatertierhaltung ist als 
Gemeindeeinrichtung, die für Zwecke der öffentlichen Verwaltung betrieben wird, zu qualifizieren. 

Das Bundesministerium für Verfassung, Reformen, Deregulierung und Justiz hat mit Schreiben vom 21. 
Oktober 2019 mitgeteilt, dass der Justiz im Zusammenhang mit den in Kapitel III der Verordnung (EU) 
2016/1012 normierten Rechten und Pflichten von Züchtern, Zuchtverbänden und Zuchtunternehmen 
Mehraufwand in nicht näher bezifferbarem Ausmaß entstehen wird. 
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Regierungsvorlage  
März 2020                                                                          zu Zl. 01-VD-LG-1827/2-2020 

Entwurf eines Gesetzes 
über die Tierzucht in Kärnten 

(Kärntner Tierzuchtgesetz 2020 - K-TZG 2020) 
 

Vorblatt 
 
 

Problem: 

Das europäische Tierzuchtrecht wurde mit der Verordnung (EU) 2016/1012 über die Tierzucht und 
Abstammungsbestimmungen für die Zucht, den Handel und die Verbringung in die Union von 
reinrassigen Zuchttieren und Hybridzuchtschweinen sowie deren Zuchtmaterial und zur Änderung der 
Verordnung (EU) Nr. 652/2014, der Richtlinien des Rates 89/608/EWG und 90/425/EWG sowie zur 
Aufhebung einiger Rechtsakte im Bericht der Tierzucht („Tierzuchtverordnung“) neu geregelt. Die 
Verordnung ist unmittelbares anwendbares Recht und gilt seit 1. November 2018. 
 

Ziel: 

Aufgrund der unmittelbaren Anwendbarkeit der Verordnung (EU) 2016/1012 ist eine Transformation in 
innerstaatliches Recht unzulässig. Das Tierzuchtrecht ist an das Unionsrecht anzupassen, ergänzende 
Bestimmungen sind vorzusehen. 
 

Ziele sind 

 1. die Leistungsfähigkeit der Zuchttiere unter Berücksichtigung der Tiergesundheit und des 
Tierschutzes zu erhalten und zu verbessern,  

 2. die Wirtschaftlichkeit und Wettbewerbsfähigkeit der tierischen Erzeugung zu verbessern,  

 3. zu gewährleisten, dass die von den Tieren gewonnenen Erzeugnisse den qualitativen 
Anforderungen entsprechen und 

 4. die genetische Qualität und Vielfalt zu erhalten bzw. zu fördern. 

Inhalt: 

Im Auftrag der Landesagrarreferentenkonferenz wurde unter Koordinierung der Landwirtschaftskammer 
Österreich ein Rahmenentwurf für ein Landesgesetz erarbeitet, an den sich der vorliegende Entwurf 
anlehnt. 

Der Gesetzesentwurf enthält Regelungen über die Genehmigung von Zuchtprogrammen, den 
Wirtschaftsverkehr mit Zuchttieren, deren Samen sowie von Eizellen und Embryonen. Behördliche 
Zuständigkeiten und die Zuständigkeiten des Tierzuchtrates werden normiert. 

Die bisherigen Bestimmungen über die Anerkennung von Zuchtorganisationen sowie die Durchführung 
von Leistungsprüfungen und Zuchtwertschätzungen sind nunmehr in der Verordnung (EU) 2016/1012 
umfänglich geregelt, sodass eine landesgesetzliche Regelung nicht mehr zulässig ist. 

Die Zuständigkeit des Landesgesetzgebers zur Erlassung eines diesem Entwurf entsprechenden Gesetzes 
ergibt sich aus Art. 15 Abs.1 B-VG (vgl. VfSlg. 2073/1950, 3153/1957). 
 

Finanzielle Erläuterungen: 

Die Abteilung 10 des Amtes der Kärntner Landesregierung hat zu den finanziellen Auswirkungen des 
Gesetzesentwurfes Folgendes mitgeteilt: 
 

„Finanzielle Auswirkungen auf den Landeshaushalt und andere öffentliche Haushalte 

Die Landwirtschaftskammer für Kärnten hat die Funktion als Tierzuchtbehörde und gibt für den Vollzug 
folgende jährliche Kosten an. Die Kosten werden vom Land aufgrund eines zivilrechtlichen Vertrages der 
Landwirtschaftskammer ersetzt.  
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Kosten für das Land pro Jahr (Gesamtkosten von ca. 26.380 €)  
 

Anerkennung von Zuchtorganisationen und Zuchtprogrammen, Tierzuchtrat  
 
 
Mitarbeiterkategorie  Personalkosten  

€/h  
Reisekosten  

€/h  
Arbeitszeit  

h  
Gesamtkosten  

€  
Referatsleitung  
Tierzucht  

83,33  16,06  170  ca. 18.000  

Rechtsreferentin  30,84   85  ca. 2.600  

Büromitarbeiterin  
Tierzucht  

28,91   20  ca. 600  

Büromitarbeiterin  
Recht  

29,71   40 ca. 1.200  

Summe     ca. 22.400  

 

Die Kostenschätzung ist auf Basis der zeitlichen Anforderungen im Durchschnitt der Jahre 2017 und 
2018 unter Heranziehung der Personal- und Reisekosten der mit der Aufgabe befassten Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter erfolgt  
 

Kontrolle Zuchtorganisationen und Umsetzung der Zuchtprogramme  

Aktuell sind in Kärnten 5 Zuchtorganisationen in den Bereichen Rinder, Pferde, Schafe und Ziegen 
anerkannt. Diese 5 Zuchtorganisationen betreuen 28 Zuchtprogramme. Für die Zukunft ist davon 
auszugehen, dass die beiden Rinderzuchtverbände fusionieren und das eine oder andere Zuchtprogramm 
dazu kommt.  
 

Annahme für die Kostenschätzung  

4 Zuchtorganisationen  

30 Zuchtprogramme  

Kontrollrhythmus: Jährlich  

Kontrolldauer: → 3 Stunden je Zuchtorganisation  

(inklusive Reisezeit sowie Vor- und Nachbetreuung)  

→ ½ Stunde je Zuchtprogramm  
 
 
Mitarbeiterkategorie  Personalkosten  

€/h  
Reisekosten  

€/h  
Arbeitszeit  

h  
Gesamtkosten  

€ 
Referatsleitung  
Tierzucht  

83,33  50  17  ca. 1.470 €  

Büromitarbeiterin  
Tierzucht  

28,91   5  ca. 150 €  

Summe     ca. 1.620 €  
 

Anzeigeverfahren betreffend die Tätigkeitsaufnahme als 
Eigenbestandsbesamer/Besamungstechniker – Bescheinigungsausstellung durch die Kärntner 
Landesregierung  

Ausgangslage: 95 Anzeigen im Kalenderjahr 
 

Verfahrensablauf: Entgegennahme Antrag, Überprüfung der Antragsunterlagen, Ausstellung der 
Bescheinigung 
 

Arbeitsaufwand (je Anzeige):  C –35 Minuten 
 

Somit ergibt sich in Summe bei 95 Anzeigenpro Jahr ein personalmäßiger Aufwand für das Land Kärnten 
von (C –24,85 €) von ca. 2.360 €. 
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Kosten für die Gemeinden pro Jahr (Gesamtkosten von ca. 2.320.000 €)  
 

Die Kosten für die Gemeinden betreffen die Förderung der Vatertierhaltung und der künstlichen 
Besamung im Rahmen der De-minimis Beihilfen.  
 

 Vatertierhaltung  
 

Rinder  

ca. 750 Stiere im Natursprung, Ø Nutzungsdauer: 2,5 Jahre  

davon ca. 200 bei Viehzuchtgenossenschaften/Vereinen  

ca. 550 bei privaten Haltern  
 
a) Viehzuchtgenossenschaften und –Vereine  
→ 200 Stiere Nachschaffungsbeitrag a 700 € 
→ 120 Stiere Futtergeld a 500 € 

 
140.000 €  
60.000 €  

b) Private Stierhaltung  
→ 220 Stiere jährliche Nachschaffung a 2.200 €  
→  400 € Förderung/Stier  

 
 
88.000 €  

 
 

Schweine  
 
ca. 330 Eber lt. Viehzählung  
→ Ø Nutzungsdauer: 
→ jährliche Nachbeschaffung  
→ Ankaufskosten:  
→ Förderung:  

 
3 Jahre 
110 Eber 
ca. 1.000 €/Eber  
ca. 30 – 35 %  

 
 
 
 
36.000 €  

 
 

Schafe  
 
ca. 450 Widder im Deckeinsatz  
→ O Nutzungsdauer: 
→ jährliche Nachschaffung: 
→ Ankaufskosten:  
→ Forderung:  

 
3 Jahre  
150 Widder  
ca. 500 €/Widder  
ca. 35 – 40 %  

 
 
 
 
28.000 €  

 
 

Ziegen 
 
ca. 60 Ziegenbocke im Deckeinsatz  
→ O Nutzungsdauer: 
→ jährliche Nachschaffung: 
→ Ankaufskosten:  
→ Forderung:  

 
3 Jahre  
20 Böcke  
ca. 350 €/Eber  
ca. 30 – 35 %  

 
 
 
 
2.500 €  

 
 

Pferde  

→ Regelung lt. Tierzuchtrecht: 72 € je Stute, die im Zuchtbuch eingetragen ist  
 

→ca. 1.000 Stuten                                                                                     72.000 €  
 

 Künstliche Besamung  
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Rinder  
 

a) Samenkosten  
ca. 87.000 Besamungen a 5,00 €  

 435.000 €  

b) Beiträge zur Tätigkeit des Tierarztes  
→ große individuelle Unterschiede 
zwischen den einzelnen Gemeinden  
Annahme:  

 
 
 
Ø 15 € pro Besamung  

→ 87.000 a 15 €  

 
 
 
1,305.000 € 

 
 

Schweine  

Fördervarianten  
 
a) → ca. 7.500 Samenportionen a 4,50 €  33.750 €  

b) → ca. 90.000 verrechnete Samenkosten  
               → Förderung 50 %  

 
45.000  € 

 
 
 

Schlussfolgerung:  

die Gemeinden fördern die künstliche Besamung beim Schwein mit              40.000 €  
 

Angemerkt wird abschließend dass von einem markanten finanziellen Mehraufwand durch den 
Gesetzesentwurf nicht ausgegangen wird, da die Ausgaben für die aufgeschlüsselten Tätigkeiten bereits 
im Wesentlichen mit der Vollziehung des Kärntner Tierzuchtgesetzes 2008, K-TZG 2008, LGBl Nr. 
1/2009, in den Vorjahren angefallen sind.“ 

Das Bundesministerium für Verfassung, Reformen, Deregulierung und Justiz hat mit Schreiben vom 21. 
Oktober 2019 mitgeteilt, dass der Justiz im Zusammenhang mit den in Kapitel III der Verordnung (EU) 
2016/1012 normierten Rechten und Pflichten von Züchtern, Zuchtverbänden und Zuchtunternehmen 
Mehraufwand in nicht näher bezifferbarem Ausmaß entstehen wird. 
 

Unionsrechtliche Anforderungen:  

Der Entwurf dient der Erlassung begleitender Maßnahmen zur Durchführung der Verordnung (EU) 
2016/1012 sowie der Umsetzung der in § 22 angeführten Rechtsakte der Europäischen Union. 
 

Besonderheiten des Gesetzgebungsverfahrens:  

Der Gesetzesentwurf wurde nach der Richtlinie (EU) 2015/1535 über ein Informationsverfahren auf dem 
Gebiet der technischen Vorschriften und der Vorschriften für die Dienste der Informationsgesellschaft  
notifiziert. Damit wurde auch die Mitteilungsverpflichtung nach der Richtlinie 2006/123/EG über 
Dienstleistungen im Binnenmarkt erfüllt. 

Aufgrund des Hinweises in § 14 Abs. 6 dieses Gesetzesentwurfes ist der Gesetzesbeschluss nach 
§ 9 Finanz-Verfassungsgesetz 1948  vor seiner Kundmachung dem Bundeskanzleramt bekanntzugeben. 
Vor Ablauf der Einspruchsfrist von acht Wochen ist die Kundmachung nur zulässig, wenn die 
Bundesregierung ausdrücklich zustimmt.  
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